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Einleitung

Wir sind die Alternative zu den her-
kémmlichen Parteien. Hervorgegangen
sind wir aus einem Zusammenschlufl
von griinen, bunten und alternativen Li-
sten und Parteien. Wir fithlen uns ver-
bunden mit all denen, die in der neuen
demokratischen Bewegung mitarbeiten:
den Lebens-, Natur- und Umweltschutz-
verbinden, den Biirgerinitiativen, der
Arbeiterbewegung, christlichen Initiati-
ven, der Friedens- und Menschenrgchts-,
der Frauen- und 3.-Welt-Bewegung. ‘Wir
verstehen uns als Teil der griinen Bewe-
gung in aller Welt.

Die in Bonn etablierten Parteien ver-
halten sich, als sei auf dem endlichen
Planeten Erde eine unendliche indu-
strielle Produktionssteigerung moglich.
Dadurch fithren sie uns nach eigener
Aussage vor die ausweglose Entschei-
dung zwischen Atomstaat oder Atom-
krieg, zwischen Harrisburg oder Hiroshi-
ma. Die dkologische Weltkrise verschirft
sich von Tag zu Tag: Die Rohstoffe ver-
knappen sich, Giftskandal reiht sich an
Giftskandal, Tiergattungen werden aus-
gerottet, Pflanzenarten sterben aus,
Flisse und Weltmeere verwandeln sich
in Kloaken, der Mensch droht inmitten
emer spiten Industrie und Konsumge-

Okologisch

Ausgehend von den Naturgesetzen
und insbesondere von der Erkenntnis,
dafd in einem begrenzten System kein
unbegrenztes Wachstum moglich ist,
heifbt dkologische Politik, uns selbst und
unsere Umwelt als Teil der Natur zu be-
greifen. Auch das menschliche Leben ist
in die Regelkreise der Okosysteme ein-
gebunden: wir greifen durch unsere
Handlungen ein und dies wirkt auf uns
zuriick. Wir dirfen die Stabilitdt der
Okosysteme nicht zerstoren.

Insbesondere stellt 6kologische Poli-
tik eine umfassende Absage an eine
Wirtschaft der Ausbeutung und des
Raubbaus an Naturgiitern und Rohstof-
fen sowie zerstorerische Eingriffe in die
Kreisliaufe des Naturhaushalts dar. Unse-
re Uberzeugung ist, dafs der Ausbeutung
der Natur und des Menschen durch den
Menschen entgegengetreten  werden
muf}, um der akuten und ernsten Be-
drohung des Lebens zu begegnen.

Unsere Politik ist eine Politik der ak-
tiven Partnerschaft mit der Natur und
dem Menschen. Sie gelingt am besten in
selbstbestimmten und selbstversorgen-
den liiberschaubaren Wirtschafts- und
Verwaltungseinheiten. Wir sind fiir ein
Wirtschaftssystem, das sich an den Le-

Praambel

sellschaft geistig und seelisch zu ver-
kiimmern, wir birden den nachfolgen-
den Generationen eine unheimliche Erb-
schaft auf.

Die Zerstoruayg der Lepens- und Ar-
beitsgrundlagen und der Abbau demo-
kratischer Rechte haben ein so bedroh-
liches Ausmafd erreicht, dafl es einer
grundlegenden Alternative fur Wirt-
schaft, Politik und Gesellschaft bedarf.
Deshalb erhob sich spontan eine demo-
kratische Biirgerbewegung. Es bildeten
sich Tausende von Biirgerinitiativen, die
in machtvollen Demonstrationen gegen
den Bau von Atomkraftwerken antre-
ten, weil deren Risiken nicht zu bewil-
tigen sind und weil deren strahlende Ab-
falle nirgends deponiert werden kdnnen;
sie stehen auf gegen die Verwiistung der
Natur, gegen die Betonierung unserer
Landschaft, gegen die Folgen und Ursa-
chen einer Wegwerfgesellschaft, die le-
bensfeindlich geworden ist.

Ein volliger Umbruch unseres kurzfri-
stig orientierten wirtschaftlichen Zweck-
denkens ist notwendig. Wir halten es fiir
einen Irrtum, daf die jetzige Verschwen-
dungswirtschaft noch das Gliick und die
Lebenserfiilllung fordere; im Gegentell,
die Menschen werden immer gehetzter
und unfreier. Erst in dem Mafle, wie wir
uns von der Uberschitzung des materiel-
len Lebensstandards freimachen, wie wir
wieder die Selbstverwirklichung ermog-

lichen und uns wieder auf die Grenzen
unserer Natur besinnen, werden auch
die schopferischen Krifte frei werden
fir die Neugestaltung eines Lebens auf
Okologischer Basis.

Wir halten es fur notwendig, die Akti-
vitdten auflerhalb des Parlaments durch
die Arbeit in den Kommunal- und Lan-
desparlamenten sowie im Bundestag zu
erginzen. Wir wollen dort unseren poli-
tischen Alternativen Offentlichkeit und
Geltung verschaffen. Wir werden damit
den Biirger- und Basisinitiativen eine
weitere Moglichkeit zur Durchsetzung
ihrer Anliegen und Ideen eréffnen.

Griine, bunte und alternative Listen
hatten ihre ersten Wahlerfolge. Die 5%-
Klausel und andere Erschwernisse kon-
nen sie nicht mehr aufhalten. Wir wer-
den uns nicht an einer Regierung betei-
ligen, die den zerstOrerischen Kurs fort-
fithrt. Wir werden aber versuchen, in der
Verfolgung unserer Ziele auch bei etab-
lierten Parteien Unterstiitzung zu erhal-
ten und Vorschligen anderer Parteien,
die unseren Zielen entsprechen, zustim-
men.

Gegeniiber der eindimensionalen
Produktionssteigerungspolitik vertreten
wir ein Gesamtkonzept. Unsere Politik
wird von langfristigen Zukunftsaspekten
geleitet und orientiert sich an vier
Grundsidtzen: sie ist 6kologisch, sozial,
basisdemokratisch und gewaltfrei.




bensbediirfnissen der Menschen und zu-
kiinftiger Generationen, an der Erhal-
tung der Natur und am sparsamen Um-
gang mit den natirlichen Reichtiimern
orientiert. Es geht um eine Gesellschaft,
die demokratisch ist, in der die Bezie-
hungen der Menschen untereinander
und zur Natur zunehmend bewufiter ge-
handhabt werden.

Um solche Verinderungen gegen die
bestehenden Herrschaftsverhiltnisse
durchzusetzen, bedarf es einer politi-
schen Bewegung, in der menschliche So-
lidaritit und Demokratie untereinander
und die Absage an ein von lebensfeind-
licher Konkurrenz bestimmtes Lei-
stungs- und Hierarchiedenken grundle-
gend sind. Diese gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Verinderungen kdnnen
nur demokratisch und mit Unterstiit-
zung der Bevolkerungsmehrheit erreicht
werden.

Sozial

Eine zukiinftige soziale Politik mufs
zum Ziele haben, ein stabiles Sozialsy-
stem zu errichten, ,,Sozial® hat vor
allem eine 6konomische Komponente.

Durch stindige Preissteigerungen und
staatliche Steuer- und Subventionspoli-
tik werden bereits ungleiche Einkom-
mens- und Vermdo&gensverhiltnisse zwi-

~ schen arm und reich noch verstirkt.
Wir wenden uns gegen einen Arbeitspro-
zefl, in dem die wirtschaftliche Macht
regiert, und der dazu fiihrt, dafd einzelne
wenige nicht nur iiber das Arbeitsergeb-
nis, sondern faktisch {iber die Existenz
vieler entscheiden kdnnen. Arbeitslosig-
keit auf der einen und unmenschliche
Arbeitsbedingungen auf der anderen Sei-
te zeigen dies.

Die Vernichtung der Wohnumwelt,
immer lingere Wege zur Arbeit, die
Kommerzialisierung des Naturgenusses
und der Freizeit fithren dazu, dafl trotz
steigender Einkommen eine reale Ver-
armung stattfindet, deren Opfer neben
den Einkommensschwachen vor allem
Kinder, Jugendliche, Alte und Behinder-
te sind.

Sowohl aus der Wettbewerbswirt-
schaft als auch aus der Konzentration
wirtschaftlicher Macht in staats- und pri-
vatkapitalistischen Monopolen gehen
jene ausbeuterischen Wachstumszwinge
hervor, in deren Folge die vollige Ver-
seuchung und Verwiistung der mensch-
lichen Lebensbasis droht. Hier genau
verbinden sich die Umweltschutz- und
Okologiebewegung mit der Arbeiter-
und Gewerkschaftsbewegung. Deshalb
treten wir gemeinsam fir eine Verkiir-
zung der Arbeitszeit und fiir humane
Arbeitsbedingungen ein. :

Nur durch eine Selbstbestimmung
der Betroffenen kann der dkologischen,
Skonomischen und sozialen Krise ent-
gegengetreten werden. Weil wir fiir die
Selbstbestimmung, freie Entfaltung je-
des Menschen sind und dafiir, dafs die
Menschen ihr Leben gemeinsam und so-
lidarisch in Ubereinstimmung mit ihrer
natiirlichen Umwelt, ihren eigenen Wiin-
schen und Bediirfnissen frei von dufderer
Bedrohung kreativ gestalten konnen,
treten wir radikal fiir die Menschenrech-
te und umfassende demokratische Rech-
te bei uns und anderswo ein.

Unsere gesellschaftlichen Verhiltnis-
se produzieren massenhaftes soziales
und psychisches Elend. Besonders be-
troffen von dieser Situation sind ethni-
sche, soziale, religiose und sexuell dis-
kriminierte Bevolkerungsteile. Das sozia-
le System wird zunehmend unstabiler.
Die Folgen sind steigende Kriminalitit,
erhohte Selbstmordraten, Drogenkon-
sum und Alkoholismus.

Offensichtlich wird dieser gesell-
schaftliche Zustand auch durch die Tat-
sache, dafl die Frauen in fast allen ge-
sellschaftlichen Bereichen benachteiligt
und unterdriickt werden.

Basis -
demo-
kratisch

Basisdemokratische Politik bedeutet
verstirkte Verwirklichung dezentraler,
direkter Demokratie. Wir gehen davon
aus, dal® der Entscheidung der Basis
prinzipiell Vorrang eingeriumt werden
mufy. Uberschaubare, dezentrale Basis-
einheiten (Ortsebene, Kreisebene) erhal-
ten weitgehende Autonomie und Selbst-
verwaltungsrechte zugestanden. Basis-

demokratie bedarf jedoch einer zusam--

menfassenden Organisation und Koordi-
nation, wenn okologische Politik in der
o6ffentlichen Willensbildung gegen starke
Widerstinde durchgesetzt werden soll.
Wir setzen uns in allen politischen Be-
reichen dafiir ein, daft durch verstirkte
Mitbestimmung der betroffenen Bevdl-
kerung in regionalen, landesweiten und
bundesweiten Volksabstimmungen Ele-
mente direkter Demokratie zur Ldsung
lebenswichtiger Planungen eingefiihrt
werden.

Unser inneres organisatorisches Le-
ben und unser Verhiltnis zu den Men-
schen, die uns unterstiitzen und wahlen,
ist das genaue Gegenbild zu den in Bonn
etablierten Parteien. Diese sind unfihig
und nicht willens, neue Ansidtze und Ge-
danken und die Interessen der demokra-
tischen Bewegung aufzunehmen. Wir
sind deshalb entschlossen, uns eine Par-
teiorganisation neuen Typs zu schaffen,
deren Grundstrukturen in basisdemokra-
tischer und dezentraler Art verfafit sind,
was nicht voneinander zu trennen ist.
Denn eine Partei, die diese Struktur
nicht besitzt, wire niemals in der Lage,
eine dkologische Politik im Rahmen der
parlamentarischen Demokratie uiberzeu-
gend zu betreiben. Kerngedanke ist da-

bei die stindige Kontrolle aller Amts-
und Mandatsinhaber und Institutionen
durch die Basis (Offentlichkeit, zeitliche
Begrenzung) und die jederzeitige Ablds-
barkeit, um Organisation und Politik fiir
alle durchschaubar zu machen und um
der Losldsung einzelner von ihrer Basis
entgegen zu wirken.

Gewaltfrei

Wir streben eine gewaltfreie Gesell-
schaft an, in der die Unterdriickung von
Menschen durch den Menschen und Ge-
walt von Menschen gegen Menschen auf-
gehoben ist. Unser oberster Grundsatz
lautet: Humane Ziele kdénnen nicht mit
inhumanen Mitteln erreicht werden.

Gewaltfreiheit gilt uneingeschrinkt
und ohne Ausnahme zwischen allen
Menschen, also ebenso innerhalb sozia-
ler Gruppen und der Gesellschaft als
Ganzem als auch zwischen Volksgrup-
pen und Vélkern.

Das Prinzip der Gewaltfreiheit be-
rihrt nicht das fundamentale Recht auf
Notwehr und schliefft sozialen Wider-
stand in seinen mannigfachen Varianten
ein.. Widerstand kann langfristig am
wirksamsten auf soziale Weise gefiihrt
werden, wie das Beispiel der Anti-Atom-
bewegung zeigt. Wir sind ebenso grund-
sdtzlich gegen die Anwendung zwischen-
staatlicher Gewalt durch Kriegshandlun-
gen.

Deshalb treten wir in den internatio-
nalen Beziehungen fiir eine aktive Frie-
denspolitik ein. Aktive Friedenspolitik
heit auch, dafl wir uns gegen die Be-
setzung von Staaten und die Unterdriik-
kung von Volksgruppen wenden und fir
die Unabhingigkeit und Selbstbestim-
mung der Volksgruppen in allen Staaten
eintreten. Frieden ist untrennbar mit
der Unabhingigkeit der Staaten und
dem Vorhandensein demokratischer
Rechte in ihnen verbunden. Es muf}
weltweit abgeriistet werden. Weltweit
miissen die Atom-, biologischen und
chemischen Waffen vernichtet werden,
fremde Truppen missen von fremden
Territorien abgezogen werden.

Gewaltfreiheit schliefst aktiven sozia-
len Widerstand nicht aus, bedeutet also
nicht die Passivitdt der Betroffenen. Der
Grundsatz der Gewaltfreiheit bedeutet
vielmehr, dafl zur Verteidigung lebens-
erhaltender Interessen von Menschen
gegeniiber einer sich verselbstindigenden
Herrschaftsordnung unter Umstidnden
auch Widerstand gegen staatliche Maf-
nahmen nicht nur legitim, sondern auch
erforderlich sein kann (z.B. Sitzstreiks,
Wegesperren, Behinderung von Fahrzeu-

gen).




il. Wirtschaft und
Arbeitswell

1. Die Krise des heutigen
Wirtschaftssystems

Die Menschen in der Bundesrepublik
Deutschland werden heute durch die
Okologische und 6konomische Krise der
Industriegeselischaft bedroht. Sie ist ge-
kennzeichnet durch die zunehmende
Zerstorung der Lebensgrundlagen der
Menschen und andererseits durch die
Ausbeutung des Menschen durch den
Menschen. Der Raubbau an der Natur
fuhrt zu langfristigen Schiden, die zum
Teil nie wieder gut zu machen sind. Sie
werden aus kurzfristigen Profitinteres-
sen in Kauf genommen. Die Lebens-
grundlagen der Bevolkerung werden
durch Atomanlagen, durch Luft—, Was-
ser- und Bodenverschmutzung, durch
Lagerung von gefdhrlichen Abfallstoffen
und durch Rohstoffvergeudung gefihr-
det. Der Raubbau am Menschen wird
ebenfalls schlimmer. Die korperlichen
und psychischen Belastungen am Ar-
beitsplatz steigen, weil die Technologie
von der Industrie ohne Riicksicht auf
die Lebensinteressen der Menschen ent-
wickelt und eingesetzt wird. Die Pro-
duktion richtet sich nicht nach den Be-
diirfnissen der Menschen, sondern nach
den Interessen de€s Grofikapitals. Das
O6kologische Gleichgewicht wird- dem
Wachstumsstreben der Wirtschaft und
der Verbesserung ihrer Wettbewerbs-
und Gewinnchancen geopfert. In deren
Folge droht die vollige Verseuchung und
Verwiistung der menschlichen Lebens-
basis sowie steigende Arbeitslosigkeit
und eine wachsende soziale und psychi-
sche Verelendung. Hier genau miissen
sich Okologische und Arbeiterbewegung
verbinden.

Die Wirtschafts- und Finanzpolitik
der etablierten Parteien beriicksichtigt
weder 6kologische Gesichtspunkte noch
die langfristigen Interessen der Bevolke-
rung. Thr Hauptziel ist ein zerstdreri-
sches Wachstum der Wirtschaft. Dies
fordert die zunehmende Konzentration
der Wirtschaft, den weiteren Abbau von
Arbeitsplitzen und somit Entzug der
Existenzgrundlagen fiir kieinere und
mittlere Betriebe. Durch stindige Preis-
steigerungen und staatliche Steuer- und
Subventionspolitik werden bereits un-
gleiche Einkommens- und Vermogens-
vérhdltnisse zwischen arm und reich
noch verstirkt.




2. Grundiagen und Ziele
griiner Wirtschaftspolitik

Wir sind flr ein Wirtschaftssystem,
das sich an den Lebensbediirfnissen der
Menschen und zukiinftigen Generatio-
nen, an der Erhaltung der Natur und am
sparsamen Umgang mit den natlirlichen
Reichtiimern orientiert. Es geht um eine
Gesellschaft, in der die Beziehungen der
Menschen untereinander und zur Natur
zunehmend bewufdt gemacht werden, in
der die Beachtung Okologischer Kreis-
ldufe, die Entwicklung und der Einsatz
der Technologie, die Beziehung zwi-
schen Produktion und Verbrauch zu ei-
" ner Angelegenheit aller Betroffenen
wird. Eine o6kologisch fundierte Wirt-
schaft bedeutet keinen Verzicht auf
~ Lebensqualitit, sondern daf} sich die
Menschen fiir Produkte einsetzen, die
ihren Bediirfnissen entsprechen und mit
der natiirlichen Umwelt vertriglich sind.

Es geht im Kern darum, daf5 die Be-
troffenen selbst Entscheidungen dariiber
treffen, WAS, WIE oder WO produziert
wird. Die Menschen sollen bei der
Arbeit und in der Freizeit ihre vielseiti-
gen Fihigkeiten und Initiativen frei ent-
falten kOnnen.

Wir sind grundsitzlich gegen jegliches
quantitatives Wachstum, ganz besonders
dann, wenn es aus reiner Profitgier vor-
angetrieben wird. Aber wir sind fiir qua-
litatives Wachstum, wenn es mit glei-
chem oder geringerem Einsatz von Ener-
gie und gleicher oder geringerer Verar-
beitung von Rohstoffen méglich ist,
(d.h. bessere Ergebnisse erzielt oder
bessere Erzeugnisse hergestellt werden
kdénnen). Wir sind fiir soziales Wachs-
tum, besonders fir die eindeutig Be-

nachteiligten unserer Gesellschaft. Die
fir dieses soziale Wachstum notwendi-
gen Maflnahmen sind durch entspre-
chende gesetzgeberische Maflinahmen,
wie etwa Steuerfreibetrige, Niedrig-
sitze bei den Sozialabgaben zu ergrei-
fen.

So ergeben sich die
Zielsetzungen:

— Sparsamer Umgang mit Energie und
Rohstoffen

— Herstellung dauerhafter, reparaturfa-
higer Gebrauchsgiiter

— Verarbeitung wiederverwertbarer Na-
turprodukte )

— Wiederverwendung gebrauchter Wa-
ren und Abfille

— Verzicht auf Stoffe und Verfahren,
die das okologische Gleichgewicht
nachhaltig storen und Leben und Ge-
sundheit bedrohen

— Volle Ausschoépfung und Erweiterung
bestehender Umweltschutzgesetze.

Die sozialen Zielsetzungen sind:

— Versorgung mit gebrauchsgerechten
Waren und sozialen Dienstleistungen

— Sicherung eines ausreichenden Ein-
kommens fiir alle und gerechte Ver-
teilung der geschaffenen Werte zur
Steigerung der Lebensqualtitit sozial
benachteiligter Bevilkerungsteile

— Sinnvolle und menschenwiirdige Ar-
beit und Aufgaben fiir alle

— Weiterentwicklung der Technik zum
Wohle des Menschen bei Erhaltung
der Natur und der Lebensgrundlagen.

okologischen -

Wir halten die fo]genden Mafnahmen-
fiir notig:

— Ersatz der auf Verbrauchermanipula-
tion und Verbrauchssteigerung ausge-
richteten privatwirtschaftlichen Wer-
bung durch eine objektive Verbrau-
cherinformation, die in den Medien
von unabhingigen Institutionen (z.B.
Stiftung Warentest) betrieben wird.

— Als Sofortmafinahme ist zu verbieten
jede Fernseh- und Horfunkwerbung
sowie die Werbung fir folgende Pro-
dukte: Zigaretten, Siilwaren, Spiri-
tuosen, Pharmazeutika fiir landwirt-
schaftliche Nutztiere (Antibiotika,
Ruhigsteller usw.) aufier in Fachzeit-
schriften fiir Tierdrzte, industrielle
Landwirtschaftsgifte (Schidlingsver-

- nichtungsmittel, Pflanzenschutzmit-
tel usw.) und industriellen Kunstdiin-
ger.

— Das Patentrecht ist neu zu fassen, so
da} patentrechtlich geschiitzte Neue-
rungen nicht von Interessengruppen
aufgekauft und blockiert werden
koénnen. '
Diese gesellschaftlichen und wirt-

schaftlichen Verinderungen kdnnen nur -

demokratisch und mit Unterstiitzung
der Bevolkerungsmehrheit erreicht wer-
den. Um solche Verinderungen gegen
die bestehenden Herrschaftsverhiltnisse
durchzusetzen, bedarf es einer politi-
schen Bewegung, in "der menschliche

Solidaritdt und Demokratie und die

Absage an ein Hierarchiedenken grund-

legend sind. Okologische Politik und

Demokratie bilden eine Einheit.

3. Eine okologisch und sozial
ausgerichtete Wirtschaft
(dvnamische Kreisliauf-
wirtschafit)

Wir wenden uns gegen eine Wirt-
schaftsordnung, in der die wirtschaftlich
Michtigen liber den Arbeitsprozef, das
Arbeitsergebnis und die Existenzbedin-
gungen der grofien Mehrheit der Bevol-
kerung bestimmen. Eine grundsitzliche
Neuorientierung des kurzfristig be-
stimmten wirtschaftlichen Zweckden-
kens, die mit einschneidenden wirt-
schaftlichen, politischen und kulturel-
len Verinderungen einhergehen muf,
ist notwendig, um ein dkologisches und
soziales Wirtschaften sicherzustellen.

Die GRUNEN unterstiitzen alle Be-
wegungen, die sich fir dezentrale und
iberschaubare Produktionseinheiten,
sowie eine demokratisch kontrollierba-
re verinderte Anwendung der Technik
einsetzen.

Die Grofikonzerne sind in iberschau-
bare Betriebe zu entflechten, die von
den dort Arbeitenden demokratisch
selbstverwaltet werden. Kleine, mittlere
und vor allem alternative Betriebe sind
zu erhalten, einzurichten und zu for-
dern.

Es ist eine regional-spezifische Misch-
wirtschaft zu fordern, z. B. dkologische
Land- und Forstwirtschaft mit Weiter-
verarbeitung der Produkte.

Die betroffene Beviolkerung bendtigt
die politischen Befugnisse (Wirtschaft-
und Sozialrdte), um die wirtschaftlichen
Aktivititen der Unternehmungen zu
kontrollieren und sie 6kologischen Be-

- dingungen und sozialen Verpflichtungen

zu unterwerfen.

Dazu ist es notwendig, da® neben der
Finanzbuchhaltung eine 6ffentlich kon-
trollierbare ,,6kologische Buchhaltung**
in den Betrieben eingefiithrt wird. Es soll
dadurch sichergestellt werden, dafy die

von den einzelnen Betrieben ausgehen-
den Belastungen fiir Mensch und Um-
welt bewertet werden kénnen. Produk-
tionen mit verhiltnisméflig hoher Bela-
stung der Arbeitskrifte und der Umwelt
missen eingedimmt und ausgeschaltet
werden kdnnen.

Bevor neue Technologien eingefiihrt
werden sollen, ist eine Bewertungspha-
se vorzusehen, in der diese Technolo-
gien auf Umweltvertriaglichkeit, sparsa-
me Energieverwendung und humane Ge-
staltung der Arbeitspldtze gepriift wer-
den. Dazu sollte eine gesamtgesellschaft-
liche Kosten-Nutzen-Analyse, in der
alle Folgekosten bilanziert sind, durch-
gefuhrt werden.

Investitionen in der Wirtschaft miis-
sen in den nidchsten Jahren darauf ge-
richtet werden, die Arbeitslosigkeit zu
beseitigen und Energie und Rohstoffe
einzusparen.




.

Arbeitswelt und

Technologie

Durch Wirtschaftskrisen, den syste-
matisch betriebenen Kapitalexport und
den Einsatz neuer Technologien ist mit
einer steigenden Arbeitslosigkeit zu
rechnen. Arbeiter und Angestellte, die
nicht der Arbeitslosigkeit zum Opfer
fallen, sind wachsenden psychologischen
und physiologischen Belastungen am Ar-

beitsplatz ausgesetzt. Die Arbeitswelt ist -

geprigt durch eine stindige Angst, gegen
andere Arbeiter und Angestellte oder
gegen Maschinen ausgetauscht zu wer-
den.

Der arbeitende Mensch bestimmt
nicht den Gang der Maschinen, sondern

Aus dieser Situation ergeben sich fol-

gende Forderungen: .

— Fortschreitende Verkiirzung der Wo-
chenarbeitszeit (als Einstieg die 35-
Stunden-Woche) bei vollem Lohn-
ausgleich, zur Verhinderung weiterer
Massenarbeitslosigkeit, und zwar
ohne Intensivierung der Arbeit.

— Verkiirzung der Lebensarbeitszeit
durch lingere Ausbildung und Herab-
setzung der flexiblen Altersgrenze bei
vollem Rentenausgleich sowie Schaf-

"\ — Verkiirzung der

& — Bundesweite

diese diktieren seine Arbeitsschritte und
sein Arbeitstempo. Computern werden
wesentliche Arbeitsaufgaben iibertragen,
wihrend den Menschen nur noch eine
sinnentleerte Teilfunktion {iberlassen
bleibt. Die Arbeitspldtze geniigen in der
Regel nicht den geringsten ergonomi-
schen Anspriichen. Mit der Entwertung
des Arbeitsplatzes werden schlieBlich
Lohnriickstufungen begriindet.

Dariiber hinaus werden Uberwachung
und Leistungskontrolle der arbeitenden
Menschen durch auswertbare technolo-
gische Systeme der Leistungsbeurtei-
lung, der Zeiterfassung und der Perso-

[rabstinumung=

- cindeatiges Potum

fung der Moglichkeit des schrittwei-

sen Abbaus der Arbeitszeit fiir dltere

Arbeitnehmer.

Jahresarbeitszeit

durch Verlingerung des bezahlten

Urlaubs, Mdglichkeit des unbezahlten

Urlaubs.

Einfithrung des Bil-
dungsurlaubs.

— Abbau von Uberstunden und Sonder-
schichten.

— Gleicher Lohn fiir gleiche Arbeit, fiir
Frauen und Mainner, fiir Deutsche
und Auslinder.

- Keine Arbeitseinkommen unter den
6ffentlichen Sozialhilfesdtzen, die an
den wirklichen Lebensbediirfnissen
zu orientieren sind.

— Abschaffung der Leichtlohngruppen.

— Wirksamer Schutz vor Abgruppierung.

— Die Freisetzung von Arbeitskriften
durch Rationalisierung ist durch eine
innerbetriebliche Umverteilung der
Arbeit zu vermeiden, die das Ziel
einer Entlastung der Gesamtbeleg-
schaft verfolgt.

— Bei rationalisierungsbedingten Ent-
lassungen Fortzahlung des alten
Lohnes bis zur Aufnahme gleichwer-
tiger anderer Arbeit oder wihrend
einer Umschulung. :

— Ausbildung und Arbeit fiir jeden Ju-

nenkontrolle verschirft.

Durch den Einsatz moderner Techno-
logien wird heute vielfach eine Arbeits-
produktivitit erreicht, die es bereits
jetzt erméglichen wiirde, die wochentli-
che Arbeitszeit bei vollem Lohnaus-
gleich erheblich zu verringern. Dies ist
um so eher moglich durch den Abbau
der Wegwerf- und Riistungsproduktion.
Voller Lohnausgleich ist angesichts der
Entwicklung der verfiigbaren Lohne und
der rasch steigenden Verbraucherpreise
(Miete, Strom, Gas, Heizol usw.) lebens-
notwendig fiir breite Schichten der ar-
beitenden Bevdlkerung.

gendlichen bei existenzsicherndem
Lohn. _
— Die Arbeitenden miissen iiber Ar-

beitsplanung,  Arbeitsdurchfihrung
und Arbeitsergebnis selbst bestim-
men.

— Festlegung der Bezugsgréfien fiir die

Leistungserbringung und das Lei-
stungsergebnis sowie der Lohnfin-
dungssysteme unter der Beteiligung
der betroffenen Belegschaften.




Der Einsatz von neuen Technologien
darf nicht zu Lasten der betroffenen Be-
legschaft gehen, sondern mufs das Ziel
haben, die Arbeit menschengerechter zu
gestalten. Die Arbeitsmonotonie, die
psychische Belastung am Arbeitsplatz
und der Mangel an Kommunikation ha-
ben sich aber durch den Einsatz der neu-
en Technologien noch verschlimmert.

Die inhumanen Arbeitsbedingungen
sind nicht ldnger als angeblich unver-
meidbare technisch-6konomische Sach-
zwinge hinzunehmen. Vielmehr sind be-
reits bei der Entwicklung von Technolo-
gien und Arbeitsorganisationen die Ei-
genschaften und Bediirfnisse der Men-
schen zu beriicksichtigen, da nachtrig-
liche Verinderungen von inhumanen Ar-
beitsbedingungen durch die Bindung der
Arbeitsorganisation an die bereits einge-
setzte Produktionstechnik nur begrenzt
moglich sind.

Wir fordern:

— Simtliche Investitionen, die rationali-
sierungsbedingte Entlassungen zur
Folge haben, miissen sozialabgabe-
pflichtig gemacht werden.

— Abbau von Akkord- und FlieBband-
arbeit und anderen Formen des Lei-
stungsdrucks.

— Abschaffung von Nacht- und Wech-
selschichtarbeit, soweit moglich.

— Festlegung von Mindesterholzeiten
und Zeiten fiir persénliche Bediirfnis-
se wihrend der Arbeitszeit.

— Festlegung von sinnvollen Arbeitsin-
halten in Verbindung mit einer qua-
lifizierten Ausbildung.

— Aufhebung unnotiger Arbeitsteilung .

und Spezialisierung. Moglichst um-
fassende Qualifizierung aller Be-
schiftigten. Kein ausschlieflicher
Einsatz in rein mechanischen Tatig-

keiten, sondern abwechselnd in Pla-
nung, Ausfithrung und Uberwachung
nach gemeinsamer Entscheidung der
Beteiligten.

— Strenge gesetzliche Vorschriften fur
Arbeitssicherheit, Lirmschutz und
fir den Umgang mit Giftstoffen, da-
mit Leben und Gesundheit der Be-
troffenen wirksam geschiitzt werden.
Der zunehmenden Freisetzung von

Arbeitskriften durch weitere Rationali-

sierung, vor allem in den Ballungsgebie-

ten, steht ein wachsender Bedarf an

Fachkrdften gegenuber. Er wird sich

weiter verstirken durch den Ubergang
auf dezentrale, arbeitsintensive Produk-
tion in Klein- und Mittelbetrieben sowie
fir den Gkologischen Landbau, den so-
zialen Bereich und handwerkliche Be-
triebe. Um Arbeitslosigkeit auf der ei-
nen, Fachkriftemangel auf der anderen

Seite zu vermeiden, sind folgende Mafs-

nahmen notwendig:

— rechtzeitige Umschulung zu qualifi-
zierten Fachkriften,

— Entflechtung der Ballungsrdume, um
eine Okologisch tragbare industrielle
Produktion zu ermoglichen.

Das zur Zeit real existierende Mitbe-
stimmungsgesetz trigt nicht dazu bei,
die Fremdbestimmung im Betrieb abzu-
bauen. Sie ist weniger als nichts, zumal
HArbeitnehmer zwar die Verantwor-
tung mittragen sollen, tatsichliche Mit-
bestimmung jedoch nicht stattfindet.

Die sich daraus ergebende Forde-
rung:

Kurz- bis mittelfristig ist eine qualifi-
zierte  Mitbestimmung  anzustreben.
Langfristig jedoch ist eine wirkliche Be-
teiligung der ,,Arbeitnehmer** am Pro-
duktivvermogen und die daraus resultie-
rende wirkliche Mitbestimmung und

dann auch Mitverantwortung anzustre--

ben.

Um diese Forderung durchsetzen zu
kdénnen, um Entlassungen, steigender
Arbeitshetze und dem Abbau von So-
zialleistungen entgegentreten zu kon-
nen, brauchen die Arbeiter und Ange-
stellten in der Industrie wie im offent-
lichen Dienst und in allen anderen Berei-
chen demokratische Rechte.

Deshalb treten wir ein:

— Fir uneingeschranktes Streik- und
Koalitionsrecht.

- Fiir das Verbot der Aussperrung.

— Gegen schwarze Listen und Schniiffe-

- leien des Verfassungsschutzes in den
Betrieben.

— Fiir Kiindigungsschutz gewerkschaft-

. licher Vertrauensleute.

— Fiir Verstirkung der Basisdemokratie
in den Gewerkschaften.

— Fiir eine freie gewerkschaftliche und
politische Betitigung in den Betrie-
ben und wihrend der Ausbildung.

— Fiir Tarifvertrige auf der Basis von
Festbetrigen.

— Fir ein einheitliches Personalrecht im
offentlichen Dienst.

— Fir Abschaffung der Bestimmungen
im Betriebsverfassungsgesetz, die zur
Beschrinkung der Rechte von Beleg-
schaften und Betriebsriten und zur
Beschrinkung des Streikrechtes die-
nen, wie z.B. Schweige- und Frie-
denspflicht der Betriebsrite.

— Fiir eine Ausweitung der Rechte von
Betriebs- und Personalversammlun-
gen sowie von Arbeitseinheiten (z.B.
Buchhaltung, Montageabteilung) mit
dem Ziel der betrieblichen Selbstver-
waltung.

_ Keine Rationalisierungen und Mas-
senentlassungen gegen den Willen der
Mehrheit der Belegschaft und der
Vertrauensleutekorper.




5_ Steuem, Wahrung

und Finanzen
Dieser Programmmteil wird
noch liberarbeitet

Die Energiepolitik ist ein wesentli-
cher Teil des Programms der GRUNEN.
Der Energieflu} ist ein objektiver MaR-
stab fiir den Zustand eines dkologischen
Systems und unterliegt den auch klima-
tisch bedingten Wachstumsgrenzen. Hier
wird die Unmdoglichkeit, den Wachs-
tumswahn fortzufithren, am deutlich-
sten sichtbar. Eine Fortsetzung des un-
begrenzten Energiewachstums sprengt
alle natiirlichen Grenzen und fihrt zur
Selbstzerstdrung des okologischen Sy-
stems. Darum ist die energiepolitische
Entwicklung der nichsten zwanzig Jah-
re von existentieller Bedeutung fiir die’
Menschheit.

Die bisherige Energiepolitik stand im
Zeichen stindiger Konsumsteigerung.
Sie stiitzt sich dabei auf Hochrechnun-
gen der Wachstumsraten der letzten
Jahrzehnte und legte entsprechende Zu-
bauraten fiir Kraftwerke und Energiever-
sorgungsanlagen fest. Diese Art von
Energiepoltik ist eine Politik, die sich an
iiberholten Denkmodellen, nimlich des
unbegrenzten Wachstums, orientiert. Sie
fiihrt zwangsldufig in wenigen Jahrzehn-
ten zur Erschopfung der Brennstoffre-
serven, zur Schidigung des Klimahaus-
halts sowie zu Vergiftungen und radio-
aktiver Verseuchung unserer Umwelt.
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Neben diesen Schidigungen unserer
Umwelt hat die bisherige Energiepolitik
auch auflenpolitisch zu einer Verschar-
fung der Probleme gefiihrt. Die bishe-
rige Politik der stindigen Steigerung des
Energieverbrauchs hat die Abhédngigkeit
der Industrielinder mit dem hdchsten
Verbrauch von der Importenergie lau-
fend erhéht und die weltweite Unge-
rechtigkeit bei der Energieverteilung
und die Ausbeutung der Lidnder der
,, Dritten Welt* laufend verschirft. Die
Industrielinder umfassen 30 Prozent der
Erdbevdlkerung und verbrauchen gegen-
wirtig 85 Prozent der Gesamtenergie.

Diese Linder mit dem hochsten
Energiekonsum fordern den meisten
Mehrbedarf, obwohl sie bereits heute
ihren Energiehunger in hohem Prozent-
satz durch Import und durch Ausbeu-
tung der Rohstofflager fremder Linder
stillen.

Eine weitere Verschiarfung dieses
Energieimperialismus wird zu - politi-
schen und militirischen Konflikten,
zum Zusammenbruch des internationa-
len Handels und insbesondere der Wirt-
schaft der Industrielinder fithren. Die
Fortsetzung der bisherigen Energiepoli-
tik mit massivem Ausbau der Atomener-
gie einschliefflich der Wiederaufarbei-

tungsanlagen und der Plutoniumbriiter
stellt eine fundamentale Bedrohung un-
serer Demokratie dar. Die unangefoch-
tenen Monopole der zentralisierten
Energieversorgungsunternehmen entzie-
hen sich bereits heute nahezu jeder de-
mokratischen Kontrolle und unterwer-
fen die Gesellschaft in Teilbereichen
einer , Diktatur aus der Steckdose®. Im
vollausgebauten Atomstaat sind aus
zwingenden Griinden demokratische
Grundrechte und biirgerliche Freiheiten
nicht mehr moglich.

Den Bau und Betrieb von Atomkraft-

werken lehnen wir ab.

— Atomenergie ist nicht sicher, da der
Betrieb der Atomanlagen zur schlei-
chenden Strahlenverseuchung fiihrt
und das Katastrophenpotential der
Atomkraftwerke und anderer atoma-
rer Anlagen ein nicht verantwortba-
res Risiko darstellt und da der Atom-
miill bisher nicht beseitigt werden
kann. )

— Atomkraftwerke sind nicht wirt-
schaftlich, selbst wenn nur ein Teil
der echten Kosten des gesamten
Brennstoffkreislaufs und die langfri-
stigen Folgekosten in Rechnung ge-
stellt wird. Hohe Investitionssummen
fir atomare Anlagen blockieren fi-
nanzielle Mittel, die fiir alternative
Energiequellen dringend gebraucht
werden.

— Atomkraftwerke sind iberfliissig,
wenn anstelle der programmierten
Energieverschwendung eine Politik
der gezielten Energieeinsparungen,
des sparsamen Umgangs mit der
Energie und eine Verbesserung der
Wirkungsgrade bei der Energieum-
wandlung betrieben wird.

— Atomkraftwerke vernichten Arbeits-
plitze, da der verstirkte Einsatz einer
besonderen kapitalintensiven Ener-
gieform unter den derzeitigen wirt-
schaftlichen Bedingungen zum ver-
mehrten Einsatz von Maschinen und
zur Wegrationalisierung von Arbeits-
plitzen fiihrt.

— Atomkraftwerke sind kein Ausweg
aus der Energieverknappung, da die
Energiebasis Uran, genau wie die
tibrigen Energietrdger, nur in be-
grenzten Mengen zur Verfligung steht
und keine stindige Energieversorgung
sichern kann.

— Die Atomenergie bedroht die Zu-
kunft allen Lebens, da die produzier-
ten radioaktiven Spaltprodukte fiir
Jahrtausende das Leben gefihrden.

— Der Einsatz der Atomenergie, der die




Demokratie und die menschlichen
Grundrechte bedroht, verstirkt die
vorhandenen Tendenzen zu einem
Polizei- und Uberwachungsstaat. Mit
den hohen sozialen Sicherheitsrisiken
und Storanfilligkeiten der Atomanla-
gen wird der Marsch in den Atom-
staat gerechtfertigt.

— Der Export von atomaren Anlagen in
alle Linder der Welt schafft neue mi-
litirische Risiken und unterlduft die
internationale Bemithungen, die Ver-
breitung von Atomwaffen einzudim-
men.

Wir GRUNEN fordern:

1. Einen sofortigen Planungs-, Bau- und
Betriebsstop fiir alle Wiederaufberei-
tungs- und Anreicherungsanlagen.

2. Sofortigen Genehmigungs- und Bau-
stop fur Atomkraftwerke und Be-
triebsstop fiir bereits in Betrieb be-
findliche Atomanlagen.

3. Ein volliges Exportverbot fir Atom-
kraftwerke und sonstige gefihrliche
Atomanlagen.

4. Hoéchsten Sicherheitsstandard bei der
Entsorgung und Endlagerung des be-
reits vorhandenen Atommiills ohne
Plutoniumfabrikation bzw. Wieder-
aufbereitungsanlagen.

5. Keine Forderung der Nukleartechno-
logie, stattdessen optimale Férderung
alternativer Energietechnologien und
rationeller Energieverwendung.

6. Abbau der vorhandenen Nuklearanla-
gen unter Beriicksichtigung schirfster
Sicherheitsvorkehrungen.

Ziele griiner Energiepolitik

Durch die heute hauptsidchlich ge-
nutzten fossilen Brennstoffe ist die ,,Er-
zeugung*‘ von Energie nur iiber Verbren-

nungsprozesse moglich. Dabei werden -

umweltschidliche Substanzen wie
Schwefel- und Stickoxide erzeugt.

Es besteht somit ein eingebauter
Konflikt zwischen der Biologie des Oko-
systems und der Thermodynamik der
gegenwirtigen Energiefreisetzung.

Ebenso ist Atomenergie eine Energie-
quelle, die gegen die Lebensgrundlagen
gerichtet ist. Deshalb ist ein radikaler
Wandel des Energiesystems notwendig.
Die ,,Energieerzeugung durch Verbren-
nungsprozesse* mufl ersetzt werden

durch die ,,Energienutzung aus umwelt-
freundlichen, regenerativen Energiequel-
len*“ (Sonne, Wind, Wasser).

Eine zukunftsorientierte ¢kologische
Energiepolitik muf3 alle Moglichkeiten
nutzen, die zu einer Verringerung des
Energiebedarfs fihren und die optimale
Verwendung bereits vorhandener Ener-
gien gewihrleisten. Wir sind uns bewufdt,
daf} demokratische Freiheiten und Men-
schenrechte nur dann eine Zukunft ha-
ben, wenn wir uns rechtzeitig gegen die
Gigantomanie zentralistischer Energie-
versorgungsmonopole wehren und den
Marsch in den totalitiren Atomstaat ver-
meiden. Das vorhandene technische und
wissenschaftliche Potential muf fiir die
Entwicklung der sanften Energie ver-
wendet werden. Okologische Energie-
politik strebt eine Stabilisierung des
Energieverbrauchs im Rahmen der Um-
weltvertriglichkeit an.

Kurz- und mittelfristig kann diese er-
reicht werden durch sparsamen Umgang
mit den vorhandenen Energietrigern,
Verbesserung der Wirkungsgrade bei
Verbrennung fossiler Brennstoffe und
bei der Umwandiung in verschiedene
Nutzenergieformen sowie durch dezen-
trale, verbrauchsangepafite Energieer-
zeugung (Wirmekraftkoppelung).

Langfristig muf} die gesamte Energie-
versorgung aus erneuerbaren Energie-
quellen erfolgen.

Dazu schlagen wir GRUNEN folgende
Mafinahmen vor:

1. Grindung und Forderung einer Ener-
giegesellschaft mit dem Ziel, die Um-
strukturierung in Wirtschaft und Ge-
sellschaft einzuleiten und die Erstel-
lung eines gesamten Energiekonzep-

. tes auf internationaler Ebene.

2. Stop der Energieverschwendung
durch Abbau der Tarifvergiinstigun-
gen fir Energiegrofiverbraucher und
Nachtspeicheréfen; Einfithrung ge-
zielter Energiesteuern und progressi-
ver Energietarife sowie Wegfall der
Grundgebiihr zur Stabilisierung des
Energieverbrauches und zur Arbeits-
platzsicherung.

3. Verbot der Energieverschwendung
durch Elektroheizgerite fiir Raum-
und Wassererwiarmung.

4. Verbot der Stromwerbung. Dadurch
freigesetzte Gelder der Energieunter-
nehmen sollen zur gezielten Aufkli-
rung der Haushalte zum energiespa-
renden Verbrauch dienen.

5. Deutlich sichtbare Angabe des Ver-
brauchs und des Wirkungsgrades auf
allen energieverbrauchenden elektri-
schen Geriiten.

6. Energieeinsparung durch Ersatz veral-

teter Heizanlagen, durch bessere Wir-
meisolation, Sonnenenergienutzung
(z.B. zur Warmwasserbereitung), Ver-
wendung von Werkstoffen, die mit
geringerem Energieverbrauch erzeugt
werden konnen (z.B. Jute statt Pla-
stik) und energie- und materialspa-
rende Verfahrenstechniken (z.B. Alu-
minium-Recycling).

7. Forderung von Miill-Rohstoff-Riick-

gewinnungsanlagen oder Pyrolysean-
lagen.

8. Bessere Energienutzung durch besse-
re Verbrennung fossiler Energietri-
ger (Wirbelschichtkraftwerke) und
verstirkten Einsatz von Wirmekraft-
koppelung und Blockheizkraftwer-
ken.

9. Erhebung einer Abgabe fiir Schad-
stoffbelastungen und fiur ungenutze
Abwirme von Kraftwerken und In-
dustrieanlagen, die zur Aufheizung
von Fliissen und zur Belastung des
ortlichen Klimas fiihrt.

10.Aufhebung der Monopolstellung von
Energieversorgungsunternehmen und
Einleitungsrecht in das Offentliche
Netz fiir industrie- und privaterzeug-
ten Strom.

11.Anderung des Energiewirtschaftsge-
setzes und aller rechtlichen Vor-
schriften, die einem dezentralen, re-
generativen Energiesystem im Wege
stehen.

12.Férderung dezentraler Energieerzeu-
gung, wie z.B. Biogasanlagen, Pyroly-
seanlagen und' die Nutzung kleiner
Wasserkraftanlagen.

13.Sofortige Nutzung der Windenergie
besonders zur Stromversorgung. Die-
se Technik ist seit langem ausgereift
und wirtschaftlich einsetzbar.

14 Foérderung von Gezeitenkraftwerken
und geothermischen Energiekraftwer-
ken.

15.Ziigige Weiterentwicklung der Was-
serstofftechnologie und der Energie-
speichersysteme.

16.Ausbau des Fernwiarmenetzes in Bal-
lungsgebieten.

17.Allgemeine Geschwindigkeitesbe-
grenzung im Strafienverkehr, stufen-
weise Reduktion von 130 km/h auf
100 km/h Hochstgeschwindigkeit;
Herabsetzung der zuldssigen Ge-
schwindigkeiten in Wohngebieten.

18 Energieeinsparungen durch Verlage-
rung des individuellen Personenver-
kehrs sowie des LKW-Fernlastver-
kehrs auf die Schiene.

19 Breit gestreute Information und Auf-
klirung iiber umweltschonende Ener-
gieverwertung in Bildungseinrichtun-
gen, Massenmedien und am Arbeits-
platz.

A
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Landwirtschaft,

Forstwirtschaft, Fischerei

7.1. Landwirt-
schaft

Die bisherige Landwirtschaftspolitik
hat uns in eine Sackgasse gefiihrt: in den
letzten Jahren wurden 350% mehr
Kunstdiinger und 130% mehr Biozide
eingesetzt, um eine Ertragssteigerung
von 50% zu erreichen. Auf dem Gebiet
der Umweltverderbnis kann sich die
Landwirtschaft mittlerweile mit der In-
dustrie messen: der intensive Kunstdin-
gereinsatz zerstdrt auf die Dauer die na-
tirliche Fruchtbarkeit des Bodens. Aus-
geschwemmte Phosphate gefahrden das
Gleichgewicht der Gewisser, Nitrate im
Trinkwasser fordern die Krebssterblich-
keit. Nichtabbaubare Pestizide reichern
sich in der Nahrungskette bis hin zur
Muttermilch an, wo die Toleranzgrenze
bereits erheblich liberschritten ist.

Die Einsicht, daf unsere Existenz
von der landwirtschaftlichen Erzeugung
vorrangig — vor der industriellen Pro-
duktion — abhingt, ist ein wesentlicher
Bestandteil griiner Politik.

Die der Landwirtschaft durch Vor-
enthaltung ausreichender Preise aufge-
zwungenen industrialisierten und che-
misierten Produktionsmethoden sind
durch gemeinsame Anstrengungen aller
riickgingig zu machen. Der Landwirt-
schaft sind fiir Produkte aus biologi-
schem Anbau kostendeckende Erzeuges-
preise zuzugestehen.

Die gegenwirtige iiberwiegend indu-
strialisierte und chemisierte landwirt-
schaftliche Produktion schiddigt lang-
fristig alle Beteiligten. Die auf diese zer-
stérerische Weise erzielten Uberschufl-
produkte aber sind nicht verkiuflich.
Sie werten teils vernichtet, teils mit
enormen Kosten in Lagerhdusern gespei-
chert.

Gleichzeitig geht die Zahl der Hofe
stindig zuriick. Industrialisierte Gro3be-
triebe werden gefordert, bauerliche
Mittel- und Kleinbetriebe bleiben auf
der Strecke. Landflucht und Arbeitslo-
sigkeit nehmen zu. Die Landwirtschaft
entwickelt sich zu einem hochgradig
energie- und rohstoffabhingigen Wirt-
schaftszweig, der im Fall einer Krise
ebenso anfillig ist wie andere speziali-
sierte einfuhrabhingige Industrien. Die
Schuld fiir diese Entwicklung trifft die
auf einseitiges o©konomisches Denken
festgelegten Agrarpolitiker, aber auch
Agrarwissenschaftler, Agrarjournalisten
und Verbandsfunktionire, die zum Teil
mit der Grofichemie verfilzt sind.

Die Alternativen der GRUNEN:

— Oberstes Ziel der Landwirtschaftspo-
litik muB eine gesunde Erndhrung der
Bevolkerung sein. Voraussetzung da-
fiir sind gesunde Nahrungsmittel, die
auf lange Sicht nur auf einem gesun-
den Boden erzeugt werden kdnnen.
Das ist nur durch schrittweisen Uber-
gang zu einer 6kologisch orientierten
Produktionsweise zu erreichen. An
die Stelle der spezialisierten Betriebe
(Massentierhaltung, Monokulturen)
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mufl eine vielfaltige Hofwirtschaft
treten. Wo Viehhaltung und Anbau
in einem ausgewogenen Verhiltnis
zueinander stehen, kann auf den Zu-
kauf von Diinge- und Futtermittel
weitgehend verzichtet werden. Fer-
ner sind geeignete Standort- und Sor-
tenwahl, Fruchtwechsel und Misch-
kulturen, Schutzbepflanzungen zu-
gunsten des Kleinklimas und der
Tierwelt, Griindiingung und Kom-
postwirtschaft  Voraussetzung fiir
eine gesunde und rentable Landwirt-
schaft auf 6kologischer Basis.

Nur eine 6kologische und damit von
Einfuhr und Industrie weitgehend
unabhingige Landwirtschaft kann im
Falle einer Versorgungskrise eine aus-
reichende Erndhrung der Bevolke-
rung sicherstellen. Deshalb miissen
landwirtschaftliche Nutzflichen mog-
ltiChSt uneingeschriankt erhalten blei-
en,

Landwirten, die auf 6kologische Pro-
duktionsweise umstellen wollen, sind
Ubergangshilfen zu gewidhren.

Wir wenden uns gegen eine Subven-
tionspolitik, die nur den Gewinn der
Verarbeitungsindustrie und der gro-
f8en Agrarunternehmer sichert.

Wir treten dafiir ein, daf} landwirt-
schaftliche Uberschiisse ab sofort
nicht mehr vernichtet werden. Wenn
es vom Produkt her méglich ist, soll
eine Ausfuhr in Hungergebiete ohne
Riicksicht auf EG-Ausfuhrzolle
durchgefithrt werden. Lieferungen
von Nahrungsmitteln in Dritte-Welt-




linder sollen nur stattfinden, wenn
dadurch die eigene Produktion von
Nahrungsmitteln dieser Linder nicht
verdringt wird. Produkte, die durch
Ausnutzung vor Notlagen in anderen
Lindern verbilligt werden, diirfen
nicht eingefithrt werden.

-~ Chemische Schidlings- und Unkraut-
bekimpfungsmittel miissen schliefd-
lich aus Landwirtschaft und Garten-
bau verschwinden, um Nahrungsmit-
tel und Bdden nicht mehr zu vergif-
ten. Aber auch in den Jahren der
Umstellung sind ihrer Anwendung
bereits strengere gesetzliche Grenzen
zu setzen, deren Einhaltung umfas-
send zu kontrollieren ist. Die Hochst-
grenzen sind herabzusetzen, insbe-
sondere mit Ricksicht auf Kinder,
Ungeborene und Kranke. Bei jeder
Ware muf3 kenntlich gemacht wer-
den, mit welchen Mitteln sie behan-
delt und erzeugt wurde. Die Schad-
stoffriickstinde in Nahrungsmitteln
miissen umfassend kontrolliert und
Uberschreitungen der Héchstmengen
so hart bestraft werden, daf das Risi-
ko fiir die Anbauer bzw. die Impor-
teure bedeutend grofler wird als der
zu erwartende Gewinn.

~ Das Angebot von Produkten der 6ko-
logischen Landwirtschaft ist zu for-
dern (einschlieflich der Selbstver-
marktung durch die Bauern). Dazu
sind wissenschaftliche Qualitidtskrite-
rien notwendig. Erzeuger und Ver-
braucher sind iiber die gesundheit-
liche Bedeutung solcher Qualitdts-
produkte zu informieren. Alle Nah-
rungsmittel miissen wertschonend
verarbeitet werden. Die Verarbei-
tungsweisen sind entsprechend zu be-
werten und auf der Ware anzugeben.

— Ein grofler Teil des Energiebedarfs
eines landwirtschaftlichen Betriebes
kann aus eigenen Abfallprodukten
gedeckt werden: die Milchabwirme
eignet sich zur Warmwasserbereitung,
verarbeitetes Stroh fiir die Gebiude-
heizung, Biogas u.a. als Treibstoff.
Die Umstellung auf solche Energie-
quellen ist zu fordern.

— Das landwirtschaftliche Beratungswe-
sen mufd ausgebaut werden, um die
notwendigen Kenntnisse iiber den
b6kologischen Landbau zu vermitteln.
An den Landwirtschaftsschulen muf
,,0kologischer Landbau‘* Pflichtfach
werden.

Uber die dkologischen und ékonomi-

schen Probleme hinaus gesehen hat die
Landwirtschaft aber auch soziale und
kulturelle Aufgaben von grofier Dring-
lichkeit :

— Okologisch wirtschaftende Landwirte
sollten fiir ihre landschaftserhalten-
den Mafinahmen eine produktions-
unabhingige Vergiitung erhalten, da
sie fiir die Gesellschaft Werte schaf-

fen und Kosten fiir Schadensbeseiti-,

gung ersparen.

— Da die 8kologische Landwirtschaft
arbeitsintensiver: ist als die industria-
lisierte, werden dort mehr Arbeits-
pldtze entstehen, andererseits werden
Energien und Rohstoffe gespart.

— Der mittelbduerliche Betrieb bietet
gute Voraussetzungen fiir die 6kolo-
gische Landwirtschaft. Daneben sind
auch die Klein- und Nebenerwerbsbe-
triebe forderungswiirdig, da sie die

71.2.

Seltbstindigkeit der Bevolkerung ver-.

stirken und zur dezentralisierten
Versorgung  beitragen. Genossen-
schaftlich organisierte Betriebe und
Kooperativen sind zu fordern.
Industrialisierung und steigender Lei-
stungsdruck in der Landwirtschaft
haben zu einer kulturellen Verar-
mung des biduerlichen Lebens ge-
fihrt., Lindliche Kulturinitiativen
sind deshalb zu fordern.

Forstwirt-
schaft

Die Hauptaufgabe der Forstwirt-

schaft besteht darin, eine 6kologische
Stabilitdt des Waldes herzustellen. Die-
sem Ziel muf sich die gewinnorientierte
Holzproduktion unterordnen.

Forstliche Monokulturen sind einzu-
schrinken, zugunsten naturnaher,
vielfiltig zusammengesetzter Waldbe-
stinde (Mischwald) vorwiegend mit
heimischen Holzarten. Waldzersto-
rende Grof3maschinen diirfen nicht
eingesetzt werden.

Statt Kahlschlag fordern wir Einzel-
stammauslese. So entsteht eine nut-
zungsfihige Dauerbestockung aus
stufigen Bestinden mit vielfdltiger
Struktur. ]

Chemische Mittel diirfen bis zum Er-
reichen des gesicherten Gleichge-
wichtes nur noch therapeutisch ange-

~wandt werden und sind nach halber

Umtriebszeit zu verbieten.

Wir fordern die Erhaltung und Aus-
weitung des Waldes, vor allem zur
biologischen Reinigung der Luft, zur
Sicherung des Wasserhaushaltes und
zur Erholung.

Die Rot- und Rehwildbestinde sind
ohne weitere Verzogerung auf ein
Mafl zu reduzieren, welches die Er-
haltung und Wiederverjiingung gesun-
der, artenreicher Mischwilder ohne
Zaunschutz ermdoglicht.

7.3. Fischerel

Netz von

Die moderne Fischerei hat sich in ein
,,Sachzwingen* verstrickt.

Durch starke internationale Konkurrenz
ist der Reeder gezwungen, mit minima-
len Personalkosten maximale Ertrige zu
erwirtschaften. Die Abfischung der kii-
stennahen Gewisser erzwingt lingere
Fangfahrten und damit die Benutzung
von hochtechnisierten Fabrikschiffen.

Da der moderne Fischfang nicht nach

Okologischen Gesichtspunkten betrieben
wird (der kurzfristige Gewinn steht vor
der langfristigen Nahrungsversorgung),
ist er gekennzeichnet durch hohen Ener-
gieverbrauch, Vernichtung von Arbeits-
plitzen und Raubbau an den Fischbe-
stinden.

Aus diesemm Dilemma kann nur ein

sofortiges Umdenken und Umschwen-
ken herausfithren, damit uns auch kinf-
tig eine wichtige Nahrungsquelle und
der Natur ein funktionierender Lebens-
raum mehr erhalten bleibt.

Erste Mafinahmen miifiten sein:

Unverziiglicher Abschluf3 von Fische-
reivertrdgen, die dahingehend iiber-
priift werden miissen, ob sie unzu-
mutbare Hirten fiir Anrainerstaaten
beinhalten.

Sofortige Reduzierung der Fangquo-
ten fiir gefdhrdete Fischarten, damit
sich die Bestinde erholen kdnnen.

Konsequente Uberwachung der Fang-
gebiete, Schutzzonen, Maschengrofle,
Schonzeiten.

Forderung kleiner und mittlerer
Fangtechnologien, die von kleinen
und mittleren Reedereien (Familien-
betriebe) eingesetzt werden kOnnen.

Keine Verschwendung von Speisefi-
schen und Fischprodukten. Jungfi-
sche diirfen nicht als Fischmehlroh-
ware gefangen werden.

Sofortiges Fang- und Jagdverbot fir
alle Wale. Ausnahmen sind nur da zu-
ldssig, wo mit traditionellen Jagdmit-
teln Wale zum unmittelbaren Nah-
rungserwerb gejagd werden. Produkte
der Walindustrie sollten einem gene-
rellen Einfuhrverbot unterliegen.
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8. Raumordnungs-,
Siediungspolitik
und Verkehr

8.1. Raumord-
nungs-
und Sied-
lungs-
politik

Die Lebensbereiche Wohnen, Arbeit,
Erholen, Sich-Bilden, Einkaufen miissen
in sinnvoller Weise raumlich miteinander
verbunden werden. Das bedeutet Dezen-
tralisierung: Forderung vielseitiger, mog-
lichst selbstindiger Einheiten anstelle
einférmiger und  umweltfeindlicher
Grofigebilde. Den Folgen der sogenann-

ten Ballungsraume muf} entgegengewirkt .

werden,

Folgen der menschenfeindlichen Poli-
tik in Ballungsrdumen sind: Stadtzersto-
rung durch Bodenspekulation und Miet-
wucher; Wohnraumvernichtung durch
Vertreibung der Bevolkerung aus ge-
wachsenen Wohnvierteln in deprimieren-
de Trabantenstidte; Bau von Hochhiu-
sern und Biirogebduden; Anlage breiter
SchnellstraBen und Autobahnen durch
die stadtnahen Erholungsgébiete und
mitten in die Wohngebiete hinein; Aus-
dehnung der bebauten Flichen auf Ko-,

sten der natiirlichen Umwelt. Dies hatte
auch verheerende Auswirkungen auf die
klimatischen Bedingungen in den Bal-
lungsgebieten: Windschneisen wurden
zugebaut und dadurch die Frischluftzu-
fuhr abgeschnitten. Wiesen und Wilder,
die im Sommer fiir die Umgebung wich-
tige Kiltespeicher darstellen, wurden
tiberbaut und damit die Temperaturbe-
dingungen verschlechtert.

Fiir die Siedlungspolitik fordern wir
GRUNEN:

Eine menschenfreundliche, soziale
und umweltfreundliche Architektur,
u.a. sollen Hochhiduser nicht mehr ge-
baut werden.

— Keine Vernichtung gut erhaltenen
Wohnraums; Instandsetzung hat Vor-
rang vor Abrif und Neubau. Nach
einer baulichen Sanierung miissen die
Mieten fiir die bisherigen Bewohner
annehmbar sein.

— Erhaltung von geschichtlich gewach-
senen Stadtvierteln, Entflechtung
von Ballungszentren ohne Struktur-
zerstorung.

— Keine Umwidmung von Wohngebie-
ten in Dienstleistungs- und Gewerbe-
gebiete.

— Die Vertreibung der Wohnbevolke-
rung aus gewachsenen Stadtvierteln
muf endlich aufhdren.

Schaffung iiberschaubarer Einheiten
bei allen Sanierungsvorhaben, Mi-
schung von nichtstdérenden Arbeits-
stitten, vor allem von Reparaturbe-
trieben mit Wohngebieten.

Bevorzugter Bau von zwei- bis dreige-
schossigen Wohnformen auch im
Mietwohnungsbau.

Erhaltung und Erweiterung inner-
stddtischer Griin- und Erholungsfli-
chen ohne konsumorientierte Frei-
zeitangebote.

Erhaltung und Erweiterung von
Kleingartenanlagen, Verwendung von
ungenutzten Flichen fir neue Klein-
girten.

Verbesserung von Spielmdoglichkeiten
in der Nihe von Wohnungen, Umge-
staltung von Hinterhdéfen und von
geeigneten Strafien.

Erhaltung bzw. Erweiterung von
Einkaufsmoglichkeiten im Wohnbe-
reich, zumindest fiir den Tages- und
Wochenbedarf.

Einrichtung kleinerer Gemeinschafts-
treffpunkte, die von Wohngebieten
aus gut erreicht werden kdnnen.
Weitere Siedlungsmafinahmen sollen
zunichst auf bereits erschlossenen
Gebieten durchgefithrt werden. Bei
der Ausweisung neuer Bauflichen au-
ferhalb der bestehenden Siedlungs-
gebiete sind die Belange des Umwelt-
schutzes zu beriicksichtigen.

Bei der Planung von Siedlungsgebie-
ten mufd Ghettobildung (wie Alten-
heime, Gastarbeiterviertel, Einfami-
lien-Reihenhaus-Steppen) verhindert
werden, indem man eine Mischung
unterschiedlicher Wohnformen plant
und Stitten nachbarschaftlicher Be-
gegnung als Vorbedingung fiir eine
menschliche sozial-kommunizierende
Gemeinschaft vorsieht.

Umfassende Information und wirkli-
che Beteiligungsmoglichkeiten der
Biirger an allen Planungen.
Eindimmung der inflationstreiben-

den Bodenspekulation.

Ersetzen des Maklerwesens durch ko-
stenfreie ortliche Wohnungsvermitt-
lung der Gemeinden.

Keine Verstidterung der Dorfer.




Die wachstumsorientierte und kon-
zentrationsfordernde Politik hat zu ei-
ner ibermiafligen Trennung der Lebens-
bereiche Wohnen, Arbeiten, Erholen,
Sich-Bilden und Einkaufen gefihrt. Die
Folge ist ein gigantisches Verkehrsauf-
kommen. Dieses grofitenteils tiberfliissi-
ge und sinntose Verkehrsaufkommen —
vorwiegend mit dem individuellen Kraft-
fahrzeug — fihrt Jahr firr Jahr zum Tode
von iiber 14.000 Menschen, davon 2.500
Kinder und Jugendliche unter 18 Jah-
ren. Eine halbe Million Verletzte und
Verstummelte bleiben auf der Strecke.
Millionen Biirger kénnen bei dem Lirm
nicht ruhig schlafen und werden durch
die Abgase in ihrer Gesundheit geschi-
digt. Stadtteile und Landschaften wer-
den von Betonschneisen zerschnitten
und zerstort. Das Ergebnis ist eime fir
Erwachsene wie fiir Kinder bedrohliche
lebensfeindliche Umwelt.

Dagegen setzen die GRUNEN eine
"humane Verkehrspolitik, die auf den
folgenden drei Grundsitzen aufbaut:
1. Reduzierung des Verkehrs einerseits
auf wirklich notwendige Wegstrek-
ken, was nur durch eine andere

Raumordnung und Infrastruktur er-

reicht werden kann, und andererseits
mufl das Umsteigen vom individuel-
len Verkehr auf den o6ffentlichen
Nah- und Fernverkehr begiinstigt
werden.

2. Forderung und optimale Nutzung des
jeweils die Umwelt am wenigsten be-
lastenden Verkehrsmittels.

3. Fahrzeuge aller Art, insbesondere
solche mit Verbrennungsmotoren,
miissen durch gesetzliche und for-
dernde Mafdinahmen umgehend ver-
bessert werden, und zwar im Hin-
blick auf Energieverbrauch, Lirm-
und Abgasemission, aktive und passi-
ve Sicherheit sowie Reparaturfreund-
lichkeit und Haltbarkeit.

Unsere Forderungen fiir den Nahverkehr

sind:

— Absoluter Vorrang der Schiene vor
der Strafde, ob Straflenbahn, S-Bahn
oder Bundesbahn.

— Haushaltstechnische Ubertragbarkeit
der Mittel fiir den StraBenverkehr auf
Schienenprojekte.

— Forderung  des

— Bau neuer Trassen fiir die Bundes-
bahn und den regionalen Nahverkehr.

— Alle Trassen miissen in das 0kologi-
sche Systemr integriert werden.

— Reduzierung des Lirmpegels von
Schienenfahrzeugen durch Verwen-
dung neuer Techniken.

— In Wohngebieten ist der Kraftfahr-
zeugverkehr durch verkehrsfreie und
verkehrsberuhigte Zonen mdoglichst
einzuschrinken. Eine Hochstge-
schwindigkeit von 25 km/h ist dort
einzufithren. Der LKW-Durchgangs-
verkehr durch Wohngebiete ist grund-
sdatzlich zu verbieten. An Alten- und
Behindertenwohnstitten sowie Kin-
dergdrten und Schulen sind geeignete
Moglichkeiten zum Uberqueren der
Fahrbahn zu schaffen.

— Der zuldssige, maximale Benzinver-
brauch ist zu begrenzen und stufen-
weilse zu senken. Der Einbau von Fil-
teranlagen sowie eine Motorkapse-
lung zur Larmsenkung sind vorzu-
schreiben,

— Langfristig ist Benzin durch Metha-
nol bzw. Wasserstoff zu ersetzen.

— Straflenbaumafinahmen sind im we-
sentlichen auf die notwendige Erhal-
tung und Abrundung des bestehen-
den Straflennetzes zu begrenzen. Der
Bau neuer Autobahnen und Schnell-
strafen wird eingestellt, das Personal
der Neubaudmter kann statt dessen
fir Mafinahmen des Landschafts-
schutzes, Umweltschutzes und der
Energieeinsparung umgeschult wer-
den. Der Bau neuer Verkehrswege —
gleich welcher Art — durch 6kolo-
gisch erhaltenswerte Rdume ist zu
verhindern.

— Ausbau eines dichten Netzes unbe-

hinderter Strafenbahnen, anstelle
kostspieliger U-Bahnen mit grofima-
schigen Netzen und wenig Haltestel-
len.

Fahrradverkehrs
durch ein dichteres, wesentlich ver-
bessertes Radwegenetz. Ebenso mufd
Fahrridern derselbe Verkehrsraum
wie Kraftfahrzeugen eingeriumt wer-
den, d.h. sie dirfen nebeneinander
fahren.
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Kein weiteres Streuen von Salz auf
den Straflen, statt dessen verstdrkte
Nutzung von Splitt und Sand.

Der o6ffentliche Nahverkehr mufs be-
hindertengerecht beschaffen sein,
und auch so, daf® das Fahrrad ohne
Aufpreis mitgefithrt werden kann.
Erleichterung fiir den Fuflgingerver-
kehr durch breitere Gehwege und
,,Griine Wellen*‘, wenn mehrere Fahr-
bahnen zu iiberqueren sind.
Verbesserung der Verkehrsbedingun-
gen im Offentlichen Nahverkehr, z.B.
durch dichtere Zugfolge, besondere
Busspuren, béssere Anbindung von
Siedlungen, vor allem im lidndlichen
Bereich.

Einfithrung des Rufbus-Systems und
Organisation von Fahr-mit-Systemen.

— Einrichtung von Verkehrsverbupd-
systemen im gesamten Bundesgebiet.

Unsere Forderungen fiir den Fernver-

kehr:

— Keine weitere Streckenstillegungen
bei Eisenbahnen, Offenhaltung der
Moglichkeit, stillgelegte Strecken
wieder in Betrieb zu nehmen.

— Einhaltung und Modernisierung des
Eisenbahnnetzes, Verbesserung des
Angebotes der Eisenbahn fir Con-
tainer-Transporte anstelle von Last-

. kraftwagen-Verkehr.

— Einfiihrung von Giiterverkehrstarifen,
die einer Okologisch orientierten
Wirtschaft entsprechen.

— Geschwindigkeitsbegrenzung auf Au-
tobahnen.

— Weitgehende Verlegung des inner-
deutschen Flugverkehrs auf die
Schiene.

— Der Bau von weiteren Grofflughidfen
ist tiberfliissig und umweltschidigend.

— Abschaffung von Steuerfreiheit fiir
Flugzeugbenzin.

Das bedeutet fiir alle Bereiche des
offentlichen Verkehrs: Statt .einer rei-
nen Benzinkostenrechnung muf auch
im Verkehrswesen eine gesamtgesell-
schaftliche und Okologische Kosten-
rechnung vorgenommen werden. Daraus
folgt eine drastische Reduzierung der
Fahrpreise fiir den Schienenfernverkehr
und der Nulltarif fir den Nahverkehr.
Als erste Maflinahme fordern wir die so-
fortige Einfrierung der Fahrpreise fir
den 6ffentlichen Nahverkehr.




Fiir partnerschaftliche

Wirtschaftsbeziehungen
‘mit den Vilkemn der
.. Dritten Welt*

Obwohl die Industrienationen seit
Jahrzehnten sogenannten Entwicklungs-
hilfe leisten, wird der Abstand zwischen
den armen und den reichen Valkern im-

mer grofier. Millionen Menschen miissen

verhungern, wihrend bei uns viele an
Uberernahrung leiden und in grofien
Mengen hochwertige Nahrungsmittel
verfiittert werden oder verderben.

Durch die Ubertragung unserer Le-
bensweise zerstéren wir die Kulturen
dieser Staaten, durch die technischén
und landwirtschaftlichen Grofiprojekte
gefihrden wir das 6kologische Gleichge-
wicht und die gewachsenen 6konomi-
schen Strukturen. Dadurch wird die Ab-
hingigkeit der unterentwickelt gehalte-
nen Lindern von den Industrielindern
noch grofier.

Die Ursachen dieser Entwicklung
sind einzig und allein Profitinteressen.

Aufgrund dieser Abhingigkeit miis-
sen diese Staaten uns Nahrung, Rohstof-
fe und Dienstleistungen zu Tiefstpreisen
liefern und erhalten dafiir Waren, deren
Preise gegeniiber ihren Leistungen stark
iiberhdht sind.

Echte Partnerschaft mit den Volkern
der ,,Dritten Welt* mufd deshalb davon
ausgehen, daf} diese Volker fir ihre Ar-
beit und Produkte einen gerechten Preis
bekommen. Dann werden Zahlungen,
die wir wie Almosen ausstreuen, weitge-
hend uberflissig werden.

Echte Partnerschaft darf auch nicht
dazu fithren, dafd die eigenstindigen Kul-
turen der Menschen in der ,,Dritten
Welt* zerstort werden und durch unsere
Kulturen und Wertvorstellungen ersetzt
werden.

Jede Hilfe mufd immer Hilfe zur
Selbsthilfe sein!

Daraus ergeben sich fiir uns als wichtig-

ste Aufgaben:

— Unterstiitzung der Bevolkerung der
,,Dritten Welt* bei Erkennung und
Lésung all ihrer jeweiligen gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen
Probleme.

— Aufbau einer modernen dkologischen
Landwirtschaft unter besonderer Be-
riicksichtigung des ortlichen Bedarfs,
Klimas, Bodens usw.

— Unterstiitzung bei der Ausbildung,
vor allem in der Landwirtschaft und
im Handwerk.

— Forderung von dezentralen Produk-
tions-, Absatz- und Vermarktungs-
organisationen (vorrangig auf genos-
senschaftlicher Basis) sowie von Le-
bensmittelkooperativen.

— Verlagerung der staatlichen Entwick-
lungshilfe- von Grof3- und Prestigeob-
jekten, die erfahrungsgemidft nicht

der unterprivilegierten Bevdlkerung
zugute kommen, auf gemeinniitzige
und kirchliche Organisationen, die
vor Ort entwicklungspolitisch tétig
sind.

— Die Kapital- und Kredithilfen durfen
nicht mit Lieferbedingungen verse-
hen sein.

— Einstellung jeglicher Militdrhilfen.
Zur Schaffung eines partnerschaftli-

chen Bewufitseins gehdrt eine verstirkte

entwicklungspolitische Bewufitseinsbil-
dung. Die Bundesregierung muf} deshalb
neben der eigenen Offentlichkeitsarbeit

im gleichen Mafe die pddagogische Ar-

beit der ,,Dritte-Welt-Gruppen* in der

Bundesrepublik Deutschland fordern.
Entwicklung zu echter Partnerschaft

mit den Volkern der ,,Dritten Welt* ist
nicht nur eine Frage der Moral nach
jahrhundertelanger Ausbeutung, son-
dern eine Notwendigkeit zum Uberle-
ben fiir uns alle!
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. AuBen- und

1. Weltpolitik

Das Weiterleben auf unserem Plane-
ten Erde wird nur gesichert werden
konnen, wenn es zu einer Uberlebens-
gemeinschaft aller Menschen und Vélker
kommt. Darum ist die partnerschaft-
liche Zusammenarbeit mit allen Volkern
der Welt der oberste Grundsatz unserer
Aufienpolitik.

Obwohl wir zweifellos alle in einer
Welt leben, so widerspriche es doch
vollig den Grundsitzen einer dkologi-
schen Politik, wenn man alle Probleme
einheitlich und zentralistisch 16sen woll-
te.

Unser Ziel ist'es, den einzelnen Re-
gionen der Erde auch dann ihre Le-
bensfihigkeit zu erhalten, wenn sie auf
sich selbst gestellt sind. Dies entspricht
unserem Prinzip der Dezentralisierung
im innerstaatlichen Bereich.

Jedes Volk und jede Bevdlkerungs-
gruppe soll die Okologisch gemifde
Wirtschaft entwickeln und jedes Volk
die jhm eigentiimliche Kultur bewahren
kénnen. Wir verurteilen die Anmaflung
der Industrielinder, aufgrund wirt-
schaftlicher Interessen ihre technisch-
materialistische Einheitszivilisation allen
Menschen aufdringen zu wollen. Die
bisherige Politik der Industriestaaten
gegeniiber der | Dritten Welt” war iiber-
wiegend an ihrem eigenen Nutzen orien-
tiert und ist damit abzulehnen.

Da viele groffe Zukunftsaufgaben nur
durch eine weltweite Organisation be-
wiiltigt werden konnen, treten wir
GRUNEN fiir eine Stidrkung der Ver-
einten Nationen ein. Die erste Institu-
tion fiir alle Nationen mufl zu einem
wirksamen Instrument der Friedens-
politik im Sinne des Selbstbestimmungs-
rechtes der Volker ausgebaut werden.
Deshalb lehnen wir das Vetorecht in
der UN grundsitzlich ab.

Die zusitzlich gewaltige Aufgabe
der Vereinten Nationen ist die Be-
wahrung des okologischen Gleichge-
wichts auf diesem Planeten.

Dazu gehért insbesondere:

— Weltweite Abriistungsverhandlungen,
Riistungs- und Waffenhandelskontrol-
le.

— Kontroile iiber die Einhaltung von
Menschenrechten (insbesondere Min-
derheiten-, Frauen- und Kinderrech-
te), Verdffentlichung von Verstdfien
gegen die Menschenrechte.
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Die Frhaltung und Wiederanpflan-
zung der Wilder in allen Kontinen-
ten, so z.B. im Amazonasbecken,
als Grundlage der Bodenfruchtbar-
keit, der Wasser- und Sauerstoff-
kreisldufe sowie des Klimas rund um
den Erdball.

Der kontrollierte Schutz der Welt-
meere vor Abfall und Vergiftung,
die Erhaltung, besser Vermehrung,
der Fischbestinde statt ihrer Ver-
nichtung durch Uberfischung, Mee-
resbergbau und Olverseuchung.

Die Weltraumprojekte. miissen der
strengen Kontrolle der Vereinten
Nationen unterstellt werden; insbe-
sondere ist der militirische Mifs-
brauch zu verhindern.

Die iibervélkerten Lénder miissen
auf Wunsch alle Hilfen zur Geburten-
kontrolle erhalten, weil sonst die
Probleme unldsbar werden. Eine
wesentliche Ursache des Hungers in
der ,,Dritten Welt” ist deren Zwang,
Exporteinnahmen aus Nahrungsmit-
telverkdufen bzw. Exportgiiterher-
stellung zu erzielen. Die hier zu
leistende Entwicklungshilfe darf die-
se Lidnder nicht in Abhingigkeit

Friedens-
politik

bringen, sondern mufl deren Auto-
nomie férdern.

Die Bodenschidtze der Erde miissen
als gemeinsames — nicht erneuer-
bares — Erbe der Menschheit hdchst
sparsam verwendet werden, damit
die Bediirfnisse der Volker und kom-
mender Generationen auch noch
einen Anteil erhalten konnen.

Die Befriedigung der Grundbediirf-
nisse, insbesondere die Erndhrung
der Armen und der unterentwickelt
gehaltenen Linder, kann nur gesi-
chert werden, wenn ihnen die dko-
logisch jeweils gemife Hilfe zur
Selbsthilfe gewidhrt wird. Das koén-
nen nur sanfte, angepaf3te Techno-
logien sein, die die Fruchtbarkeit
des Landes dauerhaft erhalten und
die die reichlich vorhandene Son-
nenenergie nutzen.

Die berufliche Ausbildung der we-
niger entwickelten Volker mufy ge-
fordert werden, aber nicht, um ih-
nen das gescheiterte Konzept der
Industrielinder zu vermitteln, son-
dern, damit sie ihre Probleme mit
ihren und ihrer Umwelt gemifien
Mitteln selbst bewiltigen kénnen.




2. Europaische
Friedenspolitik

Okologische Auflenpolitik ist gewalt-
freie Politik. Der Krieg hat mit der Ein-
fiihrung atomarer Waffensysteme eine
vollig neue Dimension erreicht; er ist
durch die Moglichkeit der mehrfachen
Vernichtung der ganzen Erde zum rei-
nen Mord an Voélkern und zum Ver-
brechen am Leben {iiberhaupt gewor-
den.

Friedenspolitik ist gegen alle For-
men der Aggression, des Militarismus
nach innen und aufien, des Wettriistens
und Riistungswahns gerichtet und orien-
tiert auf friedliches und solidarisches
Zusammenleben der Menschen.

Friedenspolitik ist gerichtet auf ge-
sellschaftliche Verhiltnisse, die im In-
nern der Linder Selbstbestimmung und
Freiheit gegenitiber jetzt herrschenden
Gewaltverhiltnissen bedeuten. Wir wol-
len, daf} alle Volker und Linder ihren
eigenen Entwicklungsweg nehmen und
selbst bestimmen koénnen, dafd alle
Méglichkeiten zur Nutzung ihrer Fihig-
keiten und Ressourcen ausgeschopft
werden kénnen und wenden uns vor
allem bezogen auf die ,Dritte Welt”,
aber auch auf alle Staaten und auf
Volksgruppen und Minderheiten gegen
alle Formen, sei es politisch, wirt-
schaftlich, militdrisch oder kulturell,
der Bevormundung, Einmischung, Be-
setzung und Auspliinderung.

Nur wenn das Recht an die Stelle
der Gewalt tritt, kann die Menschheit

iiberleben. Diese Forderung miissen be- .

sonders wir Deutschen erheben, da uns
jeder sogenannte | Ernstfall” den Unter-
gang bringen wiirde. Die ,atomare
Abschreckung™ ist zu einer unwirk-
samen Drohung geworden, da sie die
atomare Selbstvernichtung einschlief3t.
,,Frieden und Abriistung” mufl deshalb
zum Leitsatz der deutschen Aufien-
politik und Strategie werden.

Gewaltfreiheit bedeutet nicht Kapi-
tulation, sondern Sicherung des Frie-
dens und des Lebens mit politischen
Mitteln statt mit militdrischen und
durch soziale Verteidigung. Soziale Ver-
teidigung bedeutet, daf} sich die Gesell-
schaft in der Bundesrepublik so orga-
nisiert und umorientiert (in Richtung
auf Zivilcourage, Widerstand, alternati-
ve und dezentrale Strukturen), daB
einer aggressiven fremden Macht von
vornherein deutlich wird, dafs der Ver-
such der Besetzung und Beherrschung
ihr mehr Schwierigkeiten und Belastung
als Machtzuwachs und Gewinn bringen
wiirde.

Der Ausbau einer am Leitwert
Frieden ausgerichteten Zivilmacht mufy
mit der sofort beginnenden Auflésung
der Militdrblocke, vor allem der NATO
und des .Warschauer Paktes eirher-
gehen. Damit wird die Grundlage ge-
schaffen, um die Teilung Europas und
damit auch die deutsche Spaltung zu
iiberwinden.

Als erste notwendige Schritte einer
aktiven deutschen Friedenspolitik schla-
gen wir vor:

— Entwicklung einer gemeinsamen eu-
ropiischen Friedensordnung mit dem
Ziel, alle festgefahrenen Abriistungs-
verhandlungen innerhalb und aufler-
halb der Vereinten Nationen durch
konkrete und durchfiihrbare Vor-
schldge zu Ergebnissen zu bringen.
Dazu gehoren erste kalkulierte
Schritte der BRD, z.B. keine Ein-
fiihrung neuer Waffensysteme. Sofor-
tige Abriistung weltweit! Die Ab-
ristung muf} dabei im eigenen Land

beginnen, und sollte andere Linder

veranlassen, ebenfalls abzuriisten. Die
einseitige Abriistung sollte bezwek-
ken, die Friedensbewegung zu star-

ken, um einer weltweiten Abriistung, -

vor allem der USA und der UdSSR,
zum Durchbruch zu verhelfen.

— Weltweite Abriistungsverhandlungen,
Riistungs- und Waffenhandelskon-
trolle.

— Verbot der Lagerung und Produktion
atomarer, chemischer und biologi-
scher Waffen in aller Welt.

— Keine Produktion und Stationie-
rung von NATO-Mittelstreckenrake-
ten (wie Pershing II und Cruise Mis-
siles) und Abschaffung der Warschau-
er-Pakt-Mittelstreckenraketen  (wie
SS 20). .

— Schaffung einer waffenfreien Zone
in Ost- und Westeuropa.

— Abzug aller fremden Truppen von
fremden Territorien.

— Verbot des Waffenhandels und der
Ausfuhr atomarer Technologien und
Anlagen, da atomare Kreisldufe und
Atombombenbau nicht voneinander
zu trennen sind.

— Abbau der deutschen Riistungsindu-
strie und deren Umstellung auf
friedliche Produktion, z.B. auf neue
Energiesysteme und Fertigungen fiir
den Umweltschutz.

— Uberpriifung aller wirtschaftlichen
und politischen Manahmen darauf-
hin, ob sie irgendwo in der Welt
Konflikte verschirfen oder abbauen
helfen.

— Abbau der Bundeswehr

und des

étéaflich ‘verordneten Ersatzdienstes;
Forderung freiwilliger sozialer Dien-
ste.

Langfristig wird eine Abschaffung
des Militdrdienstes erwartet.

Reduzierung der Mandvergebiete und
6kologisch verantwortbare Rekulti-
vierung des verwiisteten Geldndes.

., Soziale Verteidigung” anstelle des
Wettriistens, das zum Dritten Welt-
krieg fithrt.

Erziehungs- und Aufklirungspro-
gramme fiir gewaltfreies Handeln.
Verbot der Bundeswehr, an Schulen
fiir sich zu werben.

Verbot des Verkaufs von Kriegs-
spielzeug und gewaltverherrlichenden
Biichern und Filmen.

Ausbau und grofere finanzielle Un-
terstiitzung der Friedens- und Kon-
fliktforschung.

Unterstiitzung aller Verbinde, die
antimilitaristische Arbeit leisten.

Das Recht auf Kriegsdienstverweige-
rung mufl uneingeschrinkt Giiltig-
keit haben, das bedeutet die Ab-
schaffung des diskriminierenden Ge-
wissenspriifungsverfahrens und Ver-
kirzung des Zivildienstes auf die
Dauer der Wehrdienstzeit.
Gleichberechtigte Behandlung von
Zivil- und Kriegsdienstleistenden.
Freie politische und gewerkschaft-
liche Betitigung fiir Soldaten und
Zivildienstleistende.

Aufhebung der Kasernenpflicht fur
Soldaten und Zivildienstleistende.
Freie Wahl der Arbeitsstelle durch
den Zivildienstleistenden nach Mog-
lichkeit und kein Abbau von Plan-
stellen zugunsten des Einsatzes von
Zivildienstleistenden.

Weltweite Anprangerung aller Politi-
ker, Wissenschaftler, Militdrstrategen
und Militdrtechniker, welche zu
Massenvernichtung und Volkermord
anwendbare Techniken wie-Waffen-
systeme planen, errichten, betreiben
oder unterstiitzen. Im Anwendungs-
oder Kriegsfalle Verantwortung vor
einem internationalen Gerichtshof,
fir dessen Einrichtung wir uns be-
miithen wollen.
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3. Partnersch'aﬂ mit den
Vilkem der ..Dritten Welt™

Fur die Bevolkerung in der ,,Dritten
Welt” besteht eine doppelte Abhidngig-
keit, die von den Industrielindern und
die von der eigenen Oberschicht in
ihrem Land. Daher streben wir Ldsun-
gen auf beiden Ebenen an, einmal Ver-
besserungen in den Beziehungen In-
dustrieldnder — , Dritte Welt”” und zum
anderen Stiarkung der Emanzipation der
Vélker in der ,,Dritten Welt”.

Es kann keine realistische Hoffnung
auf einen stabilen Weltfrieden geben,
solange es keine Hoffnung fir die Ar-
men in der Welt gibt und solange ein
erbarmungsloser Kampf aller Industrie-
staaten in Ost und West um Rohstoffe
und Weltmirkte stattfindet. Was die

Industriegesellschaft ,,Wachstum” nennt, .

beruht in Wirklichkeit auf einem welt-
weiten Verdringungswettbewerb der
Starken gegen die Schwachen, der
schlieBBlich mit dem Untergang aller
enden mufl. Die Beherrschung des
Weltmarktes durch die Grofikonzerne
fihrt zu einer zunehmenden Verar-
mung der Linder der ,,Dritten Welt”

und mufl letztendlich in einem Zu-.

sammenbruch der heutigen Weltwirt-
schaftsordnung enden.

Private Investitionen in unterent-
wickelt gehaltenen Lindern missen
daran gemessen werden, ob sie dem Ent-
wicklungsland wirklich helfen. Dabei
mufd der wirtschaftliche Gesichtspunkt

den okologischen und sozialen Grund-

sitzen untergeordnet werden.

Wiederherstellung der 6kologischen Le-
bensgrundlagen fiur Mensch, Tier und
Pflanze ist unerldfilich, weil nur diese
letztlich das Wohlergehen eines Volkes
bestimmen.

Erst wenn die Industriestaaten auf
ihre stidndige industrielle Expansion
verzichten, kOnnen sie ein neues Ver-
hiltnis zu den Lindern der ,,Dritten
Welt” gewinnen. Wir wenden uns mit
Nachdruck dagegen, daf3 unter ,Ent-
wicklung” lediglich Wirtschaftswachs-
tum verstanden wird auf Kosten von un-
widerbringlichem Natur- und Kultur-
kapital. Dieses Entwicklungsmodell und
auch die sogenannte Entwicklungshilfe
fuhren dazu, dafl die Linder der ,,Drit-
ten Welt” von den Industriestaaten aus-
gebeutet, ihrer eigenen Lebensformen
und Ressourcen beraubt werden. Statt
dessen werden wir mit den Lindern der
,,Dritten Welt” gemeinsam jene neuen
O6kologischen Verhaltensformen zu ent-
wickeln versuchen, die davor bewahren,
zu Opfern der heraufziehenden Welt-
krise zu werden.

Wir wenden uns ganz entschieden
gegen Rohstoffraubkriege, aus denen
eines Tages der Dritte Weltkrieg ent-
stehen kann. Wir werden notfalls die
Bevolkerung zum Widerstand gegen sol-
che grundgesetzwidrigen Angriffskriege
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Wenn  Entwicklungshiife gewihrt
wird, diirfen daran keine einschriin-
kenden Bestimmungen und Riick-
forderungen der Gelder gekniipft sein.
Die Entwicklungshilfegelder miissen
fir Kleinprojekte eingesetzt werden,
die die Versorgung der Bevdlkerung
sichern und die nicht fiir den Export
arbeiten.

Ein Schuldenmoratorium (Aufschie-

aufrufen. Ebenso verurteilen wir jede -
militdrische und geheimdienstliche In-
tervention in der ,,Dritten Welt™.

Wir fordern groflere Hilfe fiir die
Linder der , Dritten Welt” mit dem
Ziel, deren eigenstindige Entwicklung
zu fordern. Wir sehen in diesen VOl-
kern freie Partner einer Menschheit, die
untergehen wird, wenn sie nicht inner-
halb der Grenzen unseres Planeten ein —

sinnvolles, fiir alle ertrdgliches, ge- ben der Riickzahlungsfrist) bzw.
meinsames Leben zu organisieren ver- Streichung der Schulden.
mag. — Keine offenen oder versteckten Kop-

pelungsgeschifte, bei denen Kredite
“vergeben werden, mit denen nur
Industrieprodukte aus der BRD ge-
kauft werden kdnnen.

Garantie gerechter Preise fiir Waren
und Dienstleistungen.

Verbot der Ausbeutung von Arbei-
tern in sogenannten Billigiohnldndern
durch deutsche Firmen. v
Verbot des Raubbaus an auslindi-
schen Bodenschitzen durch deutsche
und multinationale Firmen.

Es ergeben sich als wichtigste Aufgaben

und Forderungen:

— Die Mittel der staatlichen Ent-
wicklungshilfe der Bundesrepublik
Deutschland miissen ab sofort auf —
mindestens 0,7% des Bruttosozial-
produktes (UN-Empfehlung) erhoht _
werden.

— Abzweigung eines wesentlich hohe-
ren Anteils des Bruttosozialproduk- -
tes der Industrielindern an die Vol-
ker der ,,Dritten Welt”.

West- 1
Europa

Sid-
Amerika

Relative GroBe der Erdteile nach Bevilkerung
West-

.i
Europa

sid- | ! i

| Amerika, Afrika )| ' 1 -

: 8 . - f
r. ‘ : SE ) : b

Ozeanien

Nord- ~
Amerika

Relative GroBe nach Bruttosozialprodukt



Kein Import landwirtschaftlicher’

Produkte aus unterentwickelt gehal-
tenen Lindern, die keine ausreichen-
de Nahrungsmittelproduktion besit-
zen. )

Schrittweiser Abbau grofdwirtschaft-
licher Verflechtungen (Multis) mit
Lindern der ,,Dritten Welt™.

Selbstversorgung und eine sinnvolle
weltweite Arbeitsteilung miissen so
kombiniert werden, dafd dabei insbe-
sondere die Interessen der drmsten
und armen Linder beriicksichtigt
werden.

Umverteilung der Verfiigungsgewalt
iiber Rohstoffe und Produktions-
mittel zugunsten der Volker der
,,Dritten Welt”,

Umverteilung des Landes zugunsten
der Kleinbauern. }
Hilfe bet der Entwicklung einer
Wirtschaftsordnung, die den Bediirf-
nissen der jeweiligen Bevolkerung
entspricht und &kologische Grund-
bedingungen beriicksichtigt.
Schaffung von Méglichkeiten, daf
die Linder der ,,Dritten Welt” sich
vom Weltmarkt abkoppeln konnen,
der sich fiir sie mehr nachteilig als
vorteilhaft erweist.

Anerkennung und Unterstiitzung von
Genossenschaften als direkte Partner
der Bevodlkerung, die eine wichtige
wirtschaftliche, innen- und auflen-
politische Funktion haben.

Hilfe zur Selbsthilfe, auch fir die

schulische und berufliche Ausbildung

sowie fiir die medizinische Versor-
gung der Bevolkerung.

Keine Behinderung selbstindiger Ent-
wicklungen in der ,,Dritten Welt”.
Kein Uranabbau in der ,Dritten
Welt”’ und auch nicht anderswo.
Keine Wirtschafts- und Finanzhilfe
an Regierungen, die Menschenrechte
mifdachten.

Wir befiirworten die friedliche Unter-
stiitzung des Widerstandes der Volker

gegen Regime, die offene oder struk-
turelle Gewalt ausiiben.

— Unterstiitzung von Befreiungsbewe-
gungen.

— Keine wirtschaftliche, militdrische,
waffentechnische und geheimdienst-
liche Zusammenarbeit mit faschisti-
schen und rassistischen Regimen.
Abbruch der diplomatischen Be-
ziehungen oder allermindestens Be-
folgung von UN-Sanktionsbeschliis-
sen.

Ethnische und rassische Minderheiten
(Mehrheiten) werden in -vielen Staaten
der Erde unterdriickt und verfolgt;

ihre Sprache, Kultur und Identitit wird
bedroht, ihr Land wird enteignet oder
zersiedelt. Wir unterstititzen darum Orga-
nisationen, Biirgerrechtsbewegungen,
Genossenschaften,  kulturelle,  wirt-
schaftliche, politische und soziale Insti-
tutionen und Zeitungen solcher Minder-
heiten, deren Arbeit sich an den Grund-
sitzen der wirtschaftlichen Eigenstin-
digkeit, kulturellen und organisatori-
schen Selbstbestimmung orientiert.
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. Umwelt und

Natur

1. Umweltschutz

Die Einengung der natirlichen Lebens-

rdume und die Ausrottung von Tier-
und Pflanzenarten zerstoren das Gleich-
gewicht in der Natur und damif unsere
Lebensgrundlage. Eine biologisch intak-
te Umwelt mufd erhalten oder wieder-
hergestellt werden, wenn ein menschen-
wiirdiges Uberleben unserer zukiinftiger
Generationen gesichert werden soll. Ein
allseitiges Umdenken ist notwendig. Die
Zerstébrung des natiirlichen Gleichge-
wichts durch eine hemmungslose indu-
strielle Wachstumspolitik muf} gestopp*
werden, bevor es zu spit ist.

Wir sind beunruhigt und werden es nicht

hinnehmen: ) }
— dafl Boden, Wasser und Luft so ver-
antwortungslos behandelt werden

wie ein Wegwerfprodukt,
~ dafd die natiirliche Vegetation einer

gewachsenen Landschaft {iberwie-

gend nach kommerziellen Gesichts-
punkten abgeschitzt, vermarktet und
vernichtet wird,

~ dal den dsthetischen Wirkungen der
Natur der Erlebniswert genommen
wird, )

— daf} durch Vernichtung von Lebens-
raumen die Zahl der ausgerotteten
und bedrohten Tier- und Pflanzen-
arten stindig zunimmt,

— dafl Luft, Wasser und Boden durch
die Radioaktivitdit und durch die
konzentrierte chemische Industrie
verseucht werden und

~ dafl durch Kahlschlag in Waldgebie-
ten zugunsten von Verkehrsstrafien,
Industrieansiedlungen und durch Zer-
siedlung unserer natiirlichen Umwelt
Klimaverschlechterungen, Bodenero-
sionen und teilweise auch Verstep-
pungen eintreten.

Die Kenntnis der Abhingigkeiten des
eingespielten Gleichgewichts und der
Kreislaufe der Natur sowie aller Folgen,
der menschlichen Eingriffe ist die
Voraussetzung einer Okologisch orien-
tierten Politik.

Unser vorrangiges Ziel ist daher die

Aufklirung der Bevdlkerung iiber die .

Zusammenhinge. Noch wird das drin-
gend notwendige gemeinsame Vorgehen
Okologisch orientierter Politik durch
michtige wirtschaftliche Interessen ver-
hindert. An die Stelle des uns beherr-
schenden 6konomischen Zweckdenkens
mufd eine von langfristigen und 6kolo-
gischen Zielvorstellungen getragene Poli-
tik treten, Wir miissen die Vergewalti-
gung der Natur aufgeben, um mit ihr zu
iiberleben,

Kiinftig kdénnen Okonomische Ziele
nur im Rahmen Okologischer Notwen-
digkeiten verwirklicht werden. Oberstes
Gebot muf} eine moglichst geringe Ver-
anderung der natiirlichen Ablidufe sein.
Unser Handeln mufl darauf gerichtet
sein, die heutige Stérung der Okosyste-
me rickgingig zu machen. Biirgerinitia-
tiven, Natur- und Lebensschutzverbinde
setzen sich seit langem fiir den Schutz
der natiirlichen Umwelt ein und streben
auf Okologischen Prinzipien basierende
alternative Technologien und Lebens-
weisen an. )

Um die im folgenden aufgefiihrten
Ziele durchzusetzen, fordern wir ein
Umweltministerium.

Wir fordern:

— Die sofortige Anwendung des Verur-
sacherprinzips.

— Die Erhaltung und Ausweitung des
Waldes, vor allem zur biologischen
Reinigung der Luft, zur Sicherung
des Wasserhaushaltes und zur Erho-
lung.

— Produktionsverfahren, die Giftmiill
erst gar nicht produzieren.

— Im Prinzip sollen alle ,Abfille“so be-
schaffen sein, dafl sie als Rohstoffe
wiederverwendbar sind.

-— Die Menge des Miills sollte durch Er-

setzen von Einwegpackungen und
kurzlebigen Konsumgiitern durci-ge-
normte Verpackungen und langlebige
Giiter verringert werden.

— Verbot

— Die kommunale Miillabfuhr sollte ihr
Schwergewicht nicht auf die Ablage-
rung des Miills, sondern auf das Aus-
sortieren verwertbarer Rohstoffe le-
gen (Recycling).

- Organische Abfille, auch Klir-
schlamm sollte kompostiert und der
Landwirtschaft zur Erhaltung eines
Niahrstoffkreislaufes zur Verfiigung
gestellt werden, Dabei mufl jedoch
sichergestellt sein, daf} dieser Kom-
post nicht durch Gifte oder z. B.
Schwermetalle aus Industrieabwis-
sern verunreinigt ist.

— Abfille, die nicht wiederverwendet

werden konnen, missen so aufbe-
reitet sein, daf} sie in den Kreislauf
des Okosystems wieder eingehen
konnen, ohne Ungleichgewichte oder
Schiden hervorzurufen.

der Giftmiilleinfuhren aus
dem Ausland zur Einlagerung oder
Beseitigung gegen Bezahlung in Gift-
milldeponien oder Beseitigungsanla-
gen.




2.

Landschaftsschutz

Eine abgestimmte Raumplanung ist
nicht nur fir die Industrieansiedlungen
ndtig, sondern kiinftig auch zu Erhal-
tung grofriumiger Naturreservate. Diese
dienen nicht nur dem Menschen, son-
dern auch der Erhaltung pflanzlicher
und tierischer Arten, die sonst dem
sicheren Untergang geweiht wiren. Soll-
te ein Naturschutzgebiet seinen eigent-
lichen Schutzcharakter verloren  haben,
so ist es durch Pflegemafinahmen wieder
in den schutzwiirdigen Zustand zu ver-
setzen,

Der traditionelle Naturschutz, der
nur einzelne Arten oder Gebiete vor
dem industriellen Zerstdrungsprozefd
bewahrt, reicht bei weitem nicht aus.
Naturschutz darf nicht nur in entlege-
nen  Naturlandschaften seinen Platz
haben, sondern auch und gerade da, wo
Menschen leben, in Dérfern und Stidten
und ihrer Umgebung.

Fiir folgende Ziele setzen wir GRUNEN

uns ein: _ ____.

— Es darf keine Sondergenchmigung
zur Aufhebung des Natur- und Land-
schaftsschutzes geben.

— Dem Luft- und Wasserhaushalt wie
der Natur iiberhaupt durch Bauten
entzogene Grin- und Waldflichen
sind immer voll zu ersetzen.

— Feuchtgebiete sind als Lebensraum
vieler Tier- und Pflanzenarten zu
erhalten und neu anzulegen. Weitere
Drainagemafinahmen sind zu unter-

~binden.

— Umfassender Schutz des Wattenge-
bietes sowie der angrenzenden Salz-
wiesen.

— Die Anlage von Grofimiilldeponien in
Landschaftsschutzgebieten und ande-
ren schiitzenswerten Gebieten und in
Verbindung mit dem Grundwasser
darf nicht erfolgen (z. B. Grube
Messel bei Darmstadt).

— Flurbereinigungen sollten nur noch
unter Hinzuziehung &kologischer Bei-
rite stattfinden.

— Bebauung darf nicht in Erholungsfla-
chen auswuchern.

In kommunalen Bebauungsplinen
miissen obligatorische Schutzzonen
einbezogen werden (z. B. Parks, Griin-
anlagen, Quellenschutzgebiete).

Okologische Griinde sprechen gegen
neue Verkehrsgrofiprojekte wie Grof3-
flughidfen, Groflkanile und Autobahn-

_ strecken.

Natur- und Umweltschutzimter (bis
hin zu einem Bundesumweltministe-
rium) mit qualifiziertem Personal
(Landschaftspfleger) und angemesse-
nen technischen Méglichkeiten miis-
sen auf Linder- und Bundesebene
beraten und kontrollieren.

Natur- und Umweltschutzverbinde
und Initiativen miissen bei Raumord-
nungsverfahren beteiligt werden und
ein Verbandsklagerecht erhalten.
Wir fordern die Verwirklichung, der
,offenen Planung‘ und der Offent-
lichkeit des gesamten Entscheidungs-
prozesses.

Gutachter von Verbidnden und Initia-
tiven haben Anspruch auf Beteiligung
an Planungsverfahren und auf Kosten-
erstattung.




In unserer Industriegesellschaft verdop-
pelte sich der Wasserverbrauch alle 10
bis 20 Jahre. Doch die Niederschlags-
menge bleibt gleich. Das Flufiwasser

bift zudem durch die enorme Be-
lastung mit Schmutz- und Schadstoffen
zunehmend an Qualitdt ein. Das Grund-
wasser, welches heutzutage einen Grofd-
teil des Wasserbedarfs liefert, hat auf
diese Weise sowie durch Mafnahmen
der Wasserwirtschaft und Agrarwissen-
schaft und durch Landschaftsiiberbau-
ung bei uns bereits- einen erschreckend
niedrigen Stand erreicht. Unsere Ge-
wisser werden durch Abwisser aus
Industrie, Haushalt und Gewerbe be-
lastet, dazu kommt die Aufheizung
durch steigende Mengen an Kiihlwasser

aus der Energieerzeugung, ausgespiilte:
Diingemittel und Gifte aus der Land-

wirtschaft, sich niederschlagende Ab-
gase, Gift aus GroBunfillen (z.B. Ol-
tankerkatastrophen).

In dieser Lage treten wir GRUNEN fiir

folgende Ziele ein:

— Grundsitzlich sollten Produktions-
verfahren und Produkte so gewihilt
werden, da nur minimale, 6kolo-
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gisch vertrdgliche Abwisser entste-
hen, z.B. durch geschlossene indu-
strielle Abwisserkreisldufe.

Prinzipiell sind Firmen und Gemein-
den dazu verpflichtet, fur alle Ab-
wisser Kldranlagen zu bauen. Diese
miissen “kunftig neben der biologi-
schen, auch die chemisch-physikali-
sche Reinigungsstufe haben.
Abwisser miissen prinzipiell oberhalb
der Entnahmestelle eingeleitet wer-
den.

Das - Abwasserabgabengesetz muf
endlich in Kraft treten. Die vorgege-
benen Gebithren miissen entspre-
chend dem Verursacherprinzip we-
sentlich héher angesetzt werden.

Zur Herabsetzung der Phosphatbe-
lastung in Gewissern miissen Wasch-
mittel kiinftig ohne Phosphat herge-
stellt werden. — Im Rahmen der 6ko-
logischen Landwirtschaft kann man
auf Diingephosphate weitgehend ver-
zichten.

Das Grundwasser kann nicht die ver-
unreinigten Oberflichengewdsser er-
setzen. Grofite Sparsamkeit im Um-
gang mit Wasser ist daher geboten:
a) Gebilhren fir iiberhdhten Wasser-

|

verbrauch in Gewerbe und Haus-
halt. Industriebetriebe miissen ihr
Wasser nach M&glichkeit im eige-
nen Kreislauf aufbereiten.

Das kostbare Trinkwasser darf
kiinftig nicht mehr zum Spiilen
von Toiletten oder Waschen von
Autos vergeudet werden. Darum-

b

~—

miissen getrennte Trink- und’
Brauchwassernetze eingerichtet
werden.

Verbot von Florierung des Trink-
wassers.

Betonierungen, Begradigungen und
Vertiefungen von FlufRbetten sind zu
stoppen und — wo moglich — wieder
riickgidngig zu machen, um die biolo-
gische  Selbstreinigung und die
Feuchtgebiete zu erhalten.

Grofe Grundwassereinzugsgebiete
sind notwendig.

Die Bodenoberflichen dirfen nicht
durch Beton oder Asphalt versiegelt
werden.

Unsere Fliisse und Seen sowie die
Nord- und Ostsee miissen nicht nur
des Okologischen Gleichgewichts we-
gen sauber gehalten werden, sie sind
auch wichtige Nahrungsquellen.
Baden in Fliissen und Seen muf} wie-
_der mdglich werden.




In der Bundesrepublik werden jahrlich
gigantische Mengen von gesundheitsge-
fahrdenden Abgasen und Stiuben in die
Luft abgegeben, u.a. Kohlenmonoxid,
Schwefeldioxid, Stickoxide und Kohlen-
wasserstoffe, sowie Staub und Rufs. In
Smog-Katastrophen sind weltweit be-
reits tausende von Menschen ums Leben
gekommen. Das Zusammenwirken ver-
schiedener Schadstoffe (Synergismus)
und die Anreicherung von Giften iiber
Nahrungsketten, fitlhren zu verstirkten
gesundheitlichen Schiden der Lebewe-
sen. Luftverunreinigungen konnen ef-
fektiv nur beim Erzeuger bekdmpft
werden.

Wir GRUNEN fordern daher:

— Umgehende wirksame Mafinahmen .

zur Verminderung des Schadstoffaus-
stofles von Industrie, Kraftwerken,
Kraftfahrzeugen, Flugzeugen, Mill-
verbrennungsanlagen sowie der pri-
vaten und oOffentlichen Heizungen.

— Scharfe Emissionsauflagen fiir Kraft-
fahrzeuge, benzol- und bleifreies Ben-
zin. Stufenweises Ersetzen von Ben-
zin durch Methanol, langfristig durch
Wasserstoff,

— Absolutes Verbot von Ausstof und
Verteilung krebserregender Schad-
stoffe. Beschleunigte Erstellung von
Gutachten iiber die gesundheitschid-
lichen Auswirkungen der Schadstoff-
belastung der Luft (z.B. Krebsge-
fihrdung).

— Um die Belastung der Luft durch Au-
to- und Industrieabgase zu verrin-

gern, mufl der Einbau von Filteran-
lagen Vorschrift werden, und zwar
nach dém Grundsatz: nicht der bil-
ligste, sondern der okologisch wirk-
samste Filter ist einzusetzen.
Drastische Senkung der bisher gel-
tenden Emissions- und Immissions-
grenzwerte und Festsetzung von
Grenzwerten fiir alle Schadstoffe.
Internationale Kontrolle von Emis-
sionen und Internationale Verein-
barungen von Hochstwerten.
Senkung der Grenzwerte fiir die Aus-
16sung des Smogalarms.
Umgehender, flichendeckender Aus-
bau des Luftgiitemefinetzes.
Fluorkohlenwasserstoffe als Treibgas
in Sprithdosen sind zu verbieten, da
sie die Ozonschicht der Atmosphire
schidigen. Unschidliche Techniken,
die an ihre Stelle treten konnen,
sind bereits entwickelt.
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Lirm ist eine der Hauptursachen von
Streft und fithrt damit zu Erkrankungen
in dicht besiedélten, iibertechnisierten
Regionen. Lirm kann nur an der Quelle
bekimpft werden. Die Verminderung
von Verkehrs- und Baulirm ist nicht
mehr so sehr ein technisches als ein
finanzielles Problem. Jegliche vermeid-
bare Lirmbelistigung (z.B. durch Motor-
sportflug, Motorboot- und Motorfahr-
zeugsport in Hoérweite von Wohn- und
Erholungsgebieten) ist umgehend zu be-
enden.
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Wir GRUNEN setzen uns ein fir:

Die Herabsetzung der Larmgrenzwer-
te nach gesundheitlichen und nicht
nach finanziellen Gesichtspunkten
(Mehraufwendungen zur Lirmver-
minderung werden durch Kostener-
sparnisse im Gesundheitswesen mehr
als ausgeglichen).

Zuschiisse fir Lirmschutzmafnah-
men und fiir den Einbau von Schall-
schutzfenstern.

Minderung des Verkehrslirm durch
stufenweise Einfilhrung von gekap-
selten Motoren bei Kraftfahrzeugen,
durch Entwicklung und Einsatz lei-
serer Motoren fiir Autos, Motorrider
und Flugzeuge und leisere Fahrwerke
fiir Schienenfahrzeuge; Einschrin-
kung des Flugverkehrs und Nacht-
flugverbot,

Minderung des Verkehrslirms in
Wohngebieten durch den Ausbau des
offentlichen  Nahverkehrs, sowie
durch Verringerung des innerstidti-
schen Verkehrs und durch Geschwin-
digkeitsbeschrinkungen.



_Tler— und Pilanzenwelt

Als Folge schrankenlosen menschlichen
Handelns wird immer schneller eine stei-
gende Anzahl von Ticr- und Pllanzenar-
ten ausgerottet, der Artenrcichtum un-
widerbringlich vermindert und das 8ko-
logische: Glelchgt,wn.hl mehr und mehr
gestort. S
Wir GRUNEN fordem
— Erhaltung %\@ederhasteﬂung von
IIand"Ech und Wiedereinbiirge-
rung hierzulande ausgerotteter Tiere
und Pflanzen.
— Der Schutz heimischer Tiere und
Pflanzen in ihrer natiitlichen Umwelt
muf  vor mtschafthchen Entwick-

republik eintreten, z.B. fiir ein Ver-

bot der grausamen Robbenjagd, fir

eine Initiative gegen den V.ogelmord
in Italien, gegen den industriell aus-
gerichteten Walfang.

— Der Handel mit gefihrdeten Tier-
und Pflanzenarten und Erzeugnissen
daraus mufd verboten werden. Als
Sofortmafinahme fordern wir eine
Genehmigungspflicht fiir solche Pro-
dukte. (z. B. Pelze) und ein Verbot
der Einfuhr und des Verkaufs von
Robbenfellen. Strenger Schutz der
Vogel vor Jagd, Bioziden und Biotop-
vernichtung.

— Die chemische Schiadlingsbekimpfung
soll durch biologische Methoden ab-
gelost werden. Als Sofortmafinahme
miissen Naturschutzimter streng kon-
trollieren, dafl Pflanzen- und Insek-
tengifte nur angewendet werden,
wenn sie das Okosystem nicht linger
als ein Jahr belasten.

— Strengere Baumschutzmafinahmen
sind erforderlich, insbesondere in den
Stddten, aber auch auf dem Lande.
Auf das Salzstreuen mufl verzichtet
werden.

— Kleingehdlze und Hecken miissen bei
Flurbereinigungen und Bauplanungen
erhalten bleiben oder neu angepflanzt
werden.

— Es soll ein Artenkataster fir Tiere

und Pflanzen eingefiihrt werden, um

Bestand und Umfang dieser Lebe-

wesen zu iiberblicken.

— Naturschutzbehdrden miissen einen
starken Einflufy erhalten. Qualifizier-
te Okologen und Landschaftspfleger
sollen die Artenzusammensetzung ei-
nes Gebietes i{iberwachen (Biotop-
kartierung).

— Schaffung grofiriumiger, siedlungs-

freier Naturreservate in denen eine

wirtschaftliche Nutzung nur noch
zum Zweck ihrer Erhaltung durch-
gefiihrt werden darf.

LY. M,Ipngsp rrang bekommen, Die
turlic J-derz Tﬁm und

;_‘SP zen muﬁ rch einen d‘nﬁ!‘

£ Sy [ iotopsch gewihrlei :
v den Al}tz?schutz auf in-
45 “Ebene soll die Bundes-
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In der Viehzucht hat die Einfithrung in-
dustrieller Methoden, die bereits dem
jetzigen Tierschutzgesetz widersprechen,
zu verstirkter Tierquilerei gefiihrt:
Massentierhaltung bei Hithnern, Mastkal-
bern, Schweinen oder Pelztieren.

Firr die Wissenschaft werden tiglich
Tausende von Tieren zu Tode experi-
mentiert, z.B. Tierversuche zur Er-
probung von Chemikalien, Waffen, Arz-
neien und Kosmetika.

Wir GRUNEN setzen uns fiir folgende
Ziele ein:

— Tiere dirfen juristisch nicht weiter-

hin als ,,Sachen* betrachtet werden,
sondern miissen einen besonderen
Rechtsstatus erhalten. Tierquilerei
ist streng zu bestrafen.

— In der Landwirtschaft sind die Nutz-

tiere art- und naturgemifl zu halten,

— Tierquilerische Massentierhaltungen

sind endlich abzuschaffen. Als Sofort-
mafinahme fordern- wir eine Erkli-
rungspflicht fiir die Herkunft tieri-
scher Produkte, auch wenn diese im-
portiert werden (z. ,,Batterie*-
oder Freilandhaltung bei Hiihnern
bzw. deren Eiern).

— Eine artgerechte Tierhaltung liegt

auch im Eigeninteresse der Land-
wirtschaft, besonders der kleineren
Hofe, da deren Arbeitsplitze durch
die Konkurrenz der industriemiBig

Tierschutz

rationalisierten Tierproduktion be-
seitigt werden.

Im Heimtierhandel sind strenge Vor-
schriften zur Gewihrleistung artge-
rechter Tierhaltung zu erlassen und
von Fachleuten behordlich zu kon-
trollieren. Entsprechend muf} mit
privaten und offentlichen Tierschau-
gehegen verfahren werden.
Transportvorschriften fur Tiere —
auch fir Schlachtvieh — miissen un-
ter stiarkerer Beriicksichtigung des
Tierschutzes neu geregelt werden.
Zum Tierversuch fordern wir er-
wiesenermafden gangbare Alternativ-
methoden (z. B. mit Zellkulturen
oder Simulationscomputern im orga-
nisch-medizinischen Bereich).

Es mufl eine Rechtsgiiterabwigung
zwischen dem zu erwartenden Nut-
zen und dem Lebensrecht der Tiere
stattfinden. Auch Tierversuche, die
von der psychologischen Forschung
durchgefiihrt werden, sind hdchst
fragwiirdig.

Durch eine Veroffentlichungspflicht
und zentrale Erfassung alle genehmig-
ten Tierversuche sind sinnlose Ver-
suchswiederholungen zu vermeiden.
Genmanipulationen an Tieren und
Menschen lehnen wir ab.

Wir werden dafiir sorgen, dal die Zu-
standigkeit fiir den Tier- und Pflan-
zenschutz vom Landwirtschaftsmini-
ster auf ein Umweltministerium iber-
tragen wird.
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. NMensch und

V.1 Demokratie und Recht

Wir stehen gegenwirtig mitten in einer
entscheidenden Auseinandersetzung um
den Erhalt und die Durchsetzung demo-
kratischer Rechte: es gibt starke Ten-
denzen zu einem autoritdren Mafinah-
men- und Uberwachungsstaat.

Freie und uneingeschrinkte Ausiibung
demokratischer Grundrechte-ist fiir alle
Birger unabdingbare Voraussetzung, um
ihre sozialen Interessen vertreten und
politisch handeln zu kénnen. Ohne den

Erhalt und die Erweiterung demokrati--

scher Rechte k6nnen wir nicht erfolg-
reich angehen gegen die Zerstdrung der
Umwelt und fur die Verbesserung der
Arbeits- und Lebensbedingungen der
Bevolkerung.

Die Politik der etablierten Parteien
hat mit Berufsverboten, Bespitzelung
und polizeilicher Uberwachung ein Kli-
ma in unsetem Lande geschaffen, das
Duckmdiusertum und Anpassung her-
vorruft, welches freie politische Betiti-
gung, Wahrnehmung demokratischer
Freiheiten einschneidend behindert und
jede Form des Widerstandes gegen Um-
weltzerstdrung, Arbeitslosigkeit und po-
litische Unterdriickung einschiichtert.

Der Abbau demokratischer Rechte
ist keine vereinzelte Erscheinung, er
vollzieht sich umfassend und in vielen
Bereichen. Deshalb ist es notig, gegen
die Gesamtheit der bisher ergriffenen
Mafinahmen umfassend und nicht selek-
tiv anzutreten.

Wir wenden uns gegen jede politi-
sche Unterdriickung in der gesamten
Welt und unterstiitzen alle Volker und
Volksgruppen, die fiir ihre Freiheit und
demokratische Selbstbestimmung, gegen
Diktatur, koloniale Unterdriickung und
Fremdherrschaft eintreten.

1.1 Meinungs-
freiheit
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Die zunehmende Einschrinkung von
Grundrechten durch eine Reihe von
strafrechtlichen Bestimmungen, insbe-
sondere die sog. ,,Gewaltbefiirwortung
(§§ 88 a ff StGB), die Staatsverunglimp-
fung (§ 90 a StGB) und eine Artikel 5
des Grundgesetzes miflachtende Ausle-
gung der Beleidigungsbestimmungen (§§
185 ff StGB) ist der Justiz die Moglich-

keit eroffnet worden, freie Meinungs-

duflerung zu kriminalisieren.

Direkte und indirekte Einschrinkung
der Meinungsfreiheit gibt es auch im
Bereich der Presse, des Rundfunks, des
Fernsehens, des Theaters und der Biiche-
reien,

Aus diesen Griinden fordern die GRU-

NEN: ]

— Aufhebung der staatlichen Eingriffe
in die verbrieften Rechte der Mei-
nungsfreiheit: Streichung von §§ 88a,
90a sowie 130a (politische Zensur)
des Strafgesetzbuches (StGB).

— Die Maoglichkeit der unzensierten
Selbstdarstellung von Minderheiten
und kritischen Meinungen in den
Medien mufd gewihrleistet sein.

— Keine Kontrolle der Ausleihkarteien
und keine Einziehungen von Biichern
aus 6ffentlichen Biichereien.




1.2 Demokrati-
sierung von
Staat und
Verwaltung

Die Uberbiirokratisierung einer hierar-
chischen Verwaltung mit all ihren
Nebenwirkungen unterbindet die Eigen-
initiative der Biirger. Die Undurchschau-
keit, hinter der sich wirtschaftliche und
politische Einzelinteressen verbergen,
wird zu einer Gefahr fiir die Demokratie.
Die GRUNEN fordern deshalb:

— Die Verfilzung zwischen Parlamen- '

ten, Regierungen, Biirokratien und
der Wirtschaft durch Beratervertrége,
Zuwendungen, Aufsichtsratsitze ist-
zu unterbinden.

— Den Aufbau demokratisch kontrol-

1.3 Innerpar-
teiliche
Demo-
kratie

Die bundesrepublikanischen Parteien ge-
ben derzeit kein Beispiel fiir lebendiges
demokratisches Verhalten.

Deshalb stellen wir Forderungen fiir
ein neues Parteiengesetz, die wir in un-
serer eigenen Partei jetzt schon verwirk-
lichen:

— Mitgliederoffenheit der Sitzungen

und Gremien auf allen Ebenen.

lierter, blirgernaher Selbstverwaltung,
anstelle zunehmender Monopolisie-
rung wirtschaftlicher Macht und stéin-
dig wachsender zentraler Verwal-
tungsaparate.

Konsequente Dezentralisierung und
Vereinfachung der Verwaltungsein-
heiten.

Die Verwaltungs- und Selbstbestim-
mungsrechte und der Anteil an
Finanzmitteln fiir Linder, Regionen,
Kreise, Kommunen und Stadtteile
sind zu stirken.

Riickhaltlose, rechtzeitige und ver-
stindliche Information des Birgers
iiber alle Verwaltungsmafinahmen.
Initiativen und Verbidnde miissen
das Recht haben, in ihrem Bereich
von Verwaltungen und Parlamenten
gehort zu werden und Informatio-
nen zu erhalten. Aufierdem sollten
sie das Klagerecht gegen Verwal-
tungsmafinahmen, auch iiber Linder-

Zeitliche Begrenzung aller politischen
Amter (Rotierendes System), eine
einmalige Wiederwahl ist moglich.
Minderheitenschutz in Kreis-, Lan-
des- und Bundesverband, d. h. Min-
derheiten sollen angemessen beriick-
sichtigt werden und bei Meinungsbil-
dungsprozessen nicht libergangen
werden. .
Amterhaufung, d.h. gleichzeitige
Vorstandstitigkeit auf Kreis-, Lan-
des- und Bundesebene sind untersagt,
ebenso eine gemeinsame Wahrneh-
mung von Amt und Mandat.
Politische Amter sind ehrenamtlich.
Ausgenommen davon sind Aufwands-

entschadigungen, deren Hohe von der

Mitglieder- bzw. Delegiertenversamm-
lung festgelegt werden,

‘Lebensschutz und Wahrung demo-

grenzen hinweg, erhalten.

Die uniibersehbare Flut des Beirats-
unwesens ohne Biirgerndhe und klar
definjerte Zustindigkeit ist durch die
Schaffung von Beratungs- und Ent-
scheidungsgremien (Wirtschafts- und
Sozialrate) auf allen Ebenen zusam-
menzufassen und zu ersetzen. Diese
Gremien miissen iiberall (Kommune,
Landkreis, Bezirk, Land und Bund)
bei volkswirtschaftlich wichtigen Pla-
nungen und Entscheidungen gehért
werden. Sie haben Entscheidungen
zu treffen {iber die oOffentliche
Investitionspolitik und sind im Zu-
sammenwirken mit dem jeweiligen
politischen Gremium fiir den wirt-
schaftlichen Bereich des Haushalts
zustandig.

Aufhebung der 5 %-Klausel.
Volksbegehren und Volksentscheid
zur Stiarkung der direkten Demokra-
tie.

Abgaben von Diidten etwaiger Abge-
ordneter miissen unter Beriicksichti-
gung der persOnlichen Verhiltnisse
von der Parteibasis entschieden wer-
den.

Abgeordnete diirfen keine Beraterver-
trige in der Privatwirtschaft haben.
Abgeordnete, Vorstinde und Dele-
gierte haben iiber ihre Arbeit ihren
Wihlern Rechenschaft zu geben und
ihrer Informationspflicht auftrags-
gemafd nachzukommen.

Vertreter von Gruppen und Initiati-
ven, die im Bereich Umweltschutz,

kratischer Rechte arbeiten, wird in
Arbeitsgruppen und bei Versamm-
lungen das Rede- und Antragsrecht
eingerdumt.
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1.4 Demon-
stra-
tionsfrei-
heit

Die grofien Demonstrationen gegen die
Atomkraftwerke haben die massiven
Beschrinkungen der Versammlungsfrei-
heit und des Demonstrationsrechtes ge-
zeigt, wie sie von den Landesregierungen
und der Bundesregierung vorangetrieben
werden. Stellvertretend fiir die gesamte
Anti-AKW-Bewegung wurden einzelne
Teilnehmer kriminalisiert und sogar zu
Gefingnisstrafen verurteilt.
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Aus Sorge um die grundgesetzlich ga-
rantierten Rechte der Versammlungs-
und Demonatrationsfreiheit fordern die
GRUNEN deshalb:

— Eine uneingeschrinkte Ausiibungs-
moglichkeit des Versammlungs- und
Demonstrationsrechtes, die nicht
durch mittelbare oder unmittelbare
Eingriffe der Ordnungskrifte behin-

dert wird.
Die Abschaffung der absurden Aus-
fiihrungsbestimmungen zur  Ein-
schrainkung der Demonstrationsfrei-
heit durch den Begriff der , passiven
Waffen*.

- Die sofortige Aufhebung aller Urteile

gegen Atomkraftgegner und die Ein-
stellung jeglicher Verfolgsmafinah-
men, z. B. von Atomkraftgegnern.




1.5 Berufsver-
hote und
staatliche
Uher-
wachung

Trotz aller in- und auslindischen Kri-
tik, trotz vieler Zusicherungen und
Versprechen den ,,Radikalenerla” ab-
schaffen zu wollen, sind seit 1972
Tausende von Mitbiirgern aus politi-
schen Griinden nicht eingestellt bzw.
entlassen worden. Die Zahl der Uber-
prifungen der Verfassungstreue nach
den Erkenntnissen der Verfassungs-
schutzimter hat weit die Millionen-
grenze iberschritten. Tausende wurden
zu ,, AnhOrungen‘ geladen, bei denen
ihre politische Einstellung in ernied-
rigender Weise iiberpriift wurde.

— Freie Berufswahl und die Respek-
tierung unterschiedlicher Weltan-
schuungen sind fiir die GRUNEN
Grundrechte, die nicht einge-
schrinkt werden diirfen.

— Wir wenden uns mit aller Entschie-
denheit gegen Berufsverbote und ge-
gen das Prinzip, das politische An-
sichten, Aktivititen und Organisa-
tionszugehorigkeit zur Beurteilung
fiir die Anstellung im 6ffentlichen
Dienst herangezogen werden.

Im engeren-Zusammenhang mit der
Praxis der Berufsverbote wurde in den
Verfassungschutzimtern ein  Uber-
wachungsapparat aufgebaut, der sich in-
zwischen wuchernd auf andere Bereiche
ausdehnt. Der riesige Aufwand an Uber-
wachung hat zur Ausbreitung eines Kli-
mas von Einschiichterung und Unter-

‘wiirfigkeit gefiihrt. Es scheint, da der
Staat seine Biirger fiir ein Sicherheits-
risitko hilt.

. Wir fordern u. a. die vorhandenen
Uberwachungsdateien zu vernichten
und keine neuen anzulegen.

1.6 Gefangene
und Vertei-
digungs-
rechte

Auch Gefangene haben ein Recht auf
menschenwiirdige Behandlung. Die mini-
malen Schutzgesetze fiir Gefangene, die
immer schon stark eingeschrinkt waren,
werden nunmehr durch Kontaktsperre-
gesetz, Einfihrung der Trennscheibe
und andere Malnahmen fast vollstindig
aufder Kraft gesetzt,

Eine Flut von Gesetzen zur Be-
schrinkung der Verteidigung machen es
dem Anwalt nahezu unmoglich, die
Rechte des Angeklagten wahrzunehmen.
Der Strafvollzug ist oft noch gekenn-
zeichnet durch die reine | Verwahrung*
der Strafgefangenen.

Wir fordern deshalb:

— Wiedereingliederungskonzepte,  die
mit intensiver psychologischer Bera-
tung und Betreuung arbeiten und
dem Gefangenen Hilfe zur Selbsthil-
fe geben. .

— Strafgefangene miissen ihre biirger-
lichen Ehrenrechte behalten.

— Die zum Teil unzureichende medizi-
nische Versorgung in vielen Haftan-
stalten muf} sofort verbessert werden.

— Meinungs-, Informations- und Presse-
freiheit diirfen den Strafgefangenen

nicht linger vorenthalten werden.
— Die Resozialisierung von Strafgefan-
genen soll die Moglichkeit der beruf-
lichen Aus- und Weiterbildung bein-
halten, auBerdem sollte der Gefange-
ne die Moglichkeit haben, wihrend
seiner Haftzeit eine sinnvolle Arbeit
aufzunehmen, die nach allgemein
giiltigen Tarifen entlohnt wird.

— Die Anwendung der ,,chemischen

Keule* ist generell zu verbieten, die
besuchsiiberwachung in Haftanstalten
aufzuheben.

— Die Mitsprache der Gefangenenver-

tretungen sollte erweitert werden,
um auf dem Wege der Selbstverwal-
tung fihig zu werden, kiinftig ein
Leben als miindiger und Kkritischer
Mensch zu fithren.

1.7 Polizei-

gesetze

Wesentliche Verschirfungen der Polizei-
gesetzgebung haben neben anderen Uber-
wachungsmafinahmen die Grundrechte
ausgehohlt. Da Gesetzesantrige zum
bundeseinheitlichen Polizeigesetz noch
einen Schritt weitergehen,

antworten die GRUNEN mit folgenden

Forderungen:

— Wir sind gegen Ermichtigung der Po-
lizei zum gezielten Todesschufl und
befiirworten im Gegenteil eine schuf’-
waffenlose Polizei wie in Grofbritan-
nien,

— Wir lehnen Hausdurchsuchungen und
beliebige Beschlagnahmungen ohne
richterliche Anordnung ab (auch
nicht bei ,,Gefahr im Verzug*).

— Wir lehnen den Einsatz von chemi-
schen Kampfmitteln ab.
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V.2 Frauen

Rl 4

Seit Jahrtausenden werden Frauen be-
sonders unterdriickt und ausgebeutet,
sind sie Ungerechtigkeiten und Benach-
teiligungen ausgesetzt. Frauen werden
tagtiglich daran gehindert, ihre demo-
kratischen Rechte wahrzunehmen. Das
geschiecht durch doppelte Arbeitsbela-
stung, durch eine Formung zur ,passi-
ven Weiblichkeit und durch gesell-
schaftliche Vorurteile und Diskriminie-
rung von Frauen, die sich gegen ihre Un-
terdriickung auflehnen.

Die Frauen sehen nicht mehr schwei-
gend zu, wie die Herren in den groflen
und kleinen Partamenten ihre Interessen
miBachten. Seit jeher haben die Frauen
die Funktion einer verfiigbaren und billi-
gen Reservearmee: zu Zeiten der Hoch-
konjunktur sollen sie | gleichberechtigt‘
und berufstitig sein, wobei natiirlich nie
aufler Zweifel steht, dafy sie gleichzeitig
liebende Gattin und sorgende Mutter zu
sein haben. Heute sind es die Frauen,
die zuerst entlassen werden. In Zeiten
grofler Arbeitslosigkeit, in der Frauen
stets stirker betroffen sind als die Midn-
ner, werden Frauen an ihre  eigentliche
Bestimmung*‘ verstiarkt erinnert und zu-
riick ins Haus und in die Familie ge-
dringt. Erst dann wird von einer Aner-
kennung des ,,Arbeitsplatzes Haushalt*
gesprochen. Viele Frauen miissen aber
beiden Arbeitsplitzen gerecht werden.

Ziel der GRUNEN ist eine humane
Gesellschaft, aufgebaut auf der vollen
Gleichberechtigung der Geschlechter
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im Rahmen einer 0kologischen Gesamt-
politik. Um diese Uberlebenspolitik
durchfithren zu konnen, bedarf es des
hoéchsten Einsatzes der Frauen, um ge-
meinsam mit den Minnern im politi-
schen Raum das Leben der nichsten
Generation zu sichern.

Der beispielhafte Einsatz von Frauen
in den Biirgerinitiativen ist ein Signal!
Auch bei den GRUNEN ist die politi-

sche Willensbildung bereits heute we-

sentlich von Frauen mitbestimmt, er-
heblich mehr als in allen anderen Par-
teien. Diese Tendenz wird noch zu-
nehmen in dem Mafle, in dem Frauen
bereit sein werden, mehr politische Ver-
antwortung zu iibernehmen und ihnen

_dieser Verantwortungs- und Handlungs-

kompetenz "nicht linger abgesprochen
wird.




1. Aushildung
und Arheit

In der Erziehung in Schule und Familie
werden auch heute noch immer qualita-

tive Unterschiede gemacht. Miadchen

werden auf ,jihren Bereich*, das Haus

und die Familie, die Jungen werden auf

Anforderungen in Beruf und Gesell-

schaft vorbereitet. Fiur einen Grofteil

aller Frauen endet die Ausbildung mit
der Beendigung der Pflichtschulzeit

— nur ein kleiner Teil kann eine Lehre

machen — davon die Mehrheit sogar

nur eine Kurzausbildung.
Darum fordern wir:

— Gleiche schulische und berufliche
Ausbildung fiir Mddchen und Jungen.

— Gleiche Ausbildungschancen fiir Mad-
chen und Jungen,

— Haushaltsfithrung und Erziehungsleh-
re als Pflichtficher an Schulen fur
beide Geschlechter.

— Mehr und bessere Ausbildungsmog-
lichkeiten, die es den Frauen freistel-
len, in welchen Berufen sie titig sein
wollen.

— Frauen sollten in allen Berufen titig
sein k6nnen, fur die sie sich interes-
sieren, auch in , Minnerberufen.

— Uneingeschrinkte Moglichkeit der
Umschulung und Fortbildung fiir
Frauen, insbesondere auch fiir Haus-
frauen.

Die gesellschaftliche Diskriminierung,
Benachteiligung und Ausbeutung der
Frau beruht zum Teil auf ihrer wirt-
schaftlichen Unselbstindigkeit und Ab-
hangigkeit. Wir fordern deshalb, daf} die
Arbeit in Haushalt und Erziehung fur
die Frau oder Mann als voll entlohnter
Beruf mit Rentenanspruch anerkannt
wird. Dieses Erziehungsgeld ist unab-
hingig vom Kindergeld.

Frauen werden auch bei gleichwer-
tiger Ausbildung und Fihigkeit auf min-
derwertige Arbeitsplitze abgeschoben.
,,Leichte FlieBbandarbeiten im ,,Ak-
kordzeitalter* werden fast ausschliet-
lich von Frauen geleistet. Durch die
Doppelbelastung sind  berufstitige
Frauen, und besonders Miitter, einem
unertriglichen Strefy ausgesetzt. In Kri-
senzeiten werden Frauen zuerst ent-
lassen; z. Zt. sind doppelt soviele Frauen:
wie Minner arbeitslos gemeldet.

Darum fordern wir: .

— Frauen diirfen nicht linger zu Reser-
vearmee gemacht werden, die auf
dem Arbeitsmarkt beliebig hin- und
hergeschoben wird.

— Gleicher Lohn fiir gleiche und gleich-
wertige Arbeit.

— Abschaffung der Leichtlohngruppen.

— Gleiche Aufstiegsmoglichkeiten fiir
Frauen wie fiir Minner.

— Schaffung von Teilzeitbeschiftigun-
gen fiir Frau und Mann auf allen Be-
rufsebenen  bei gleichbleibendem
Lohnniveau.

— Besondere Arbeitsplatzsicherung und
Kiindigungsschutz fiir alleinstehende
Frauen/Minner mit Kindern.

— Weg mit der Benachteiligung von
Frauen am Arbeitsplatz.

— Keine Diskriminierung arbeitloser
Frauen,

— Die Doppelbelastung der Frau als Be-
rufstigige und Hausfrau muf} {iber-
wunden werden. Midnner und Frauen
miissen fihig und bereit sein, gemein-
sam den Haushalt zu bewdltigen.

— Die Dienstleistung in Haushalt und
Erziehung muf als Vollberuf aner-
kannt und sozial abgesichert werden.

2. Rente

In der Bundesrepublik Deutschland gibt

¢s 3,4 Millionen Rentnerinnen, die allein

leben; iiber die Hilfte von ihnen mufiten

1975/76 mit weniger als 600 Mark aus-

kommen. Viele der alten Frauen arbei-

teten jahrelang fiir Mann und Kinder;
diese Arbeit wurde nie besonders hono-
riert oder bezahlt. Witwen bekommen
nur 60 % von der Rente ihres Mannes als

Witwenrente.

Deshalb fordern wir:

— Staatliche Rentenbeitragszahlung
wihrend der Ausfallzeiten, die durch
Kinderbetreuung und Haushait not-
wendig sind,

— Gleiche Rentenbemessungsgrundlage
fiir Midnner und Frauen.

— Hinterbliebenenrente fiir jede Witwe
in voller Hohe der entsprechenden
Rente des Ehemannes.

— Bekommen beide Ehepartner Rente,
so ist bei Tod eines Partners die
grofiere weiterzuzahlen.

3. Milltardienst

Im Sinne unserer Friedenspolitik weh-
ren wir uns gegen jeden Militdrdienst
von Frauen.

Frauen zum Bund — Nein Danke!

4. Gewalt ge-
gen Frauen

In der Bundesrepublik Deutschland wer-
den jihrlich ca. 4 Millionen Frauen ge-
schlagen und mifihandelt. Sie sind Opfer
einer Gesellschaft, in der Macht und

Unterdriickung tagtiglich ausgeiibt und

ertragen werden. Frauenhiuser, die die-

se Frauen mit ihren Kindern aufneh-
men, bekommen in der Regel keine be-
dingungslose staatliche Unterstiitzung.

Die Zunahme der Vergewaltigungen von

Frauen ist erschreckend.

Deshalb fordern wir:

— Finanzielle Unterstiitzung autonomer
und selbstverwalteter Frauenhiuser
sowie Anerkennung von Frauenhaus-
vereinen als Trigern.

— Keine Kontrolle und keine Eingriffe
in das Konzept autonomer Frauen-
hiuser.

— Diskriminierung von Frauen mufl un-
ter Strafe gestellt werden. Einzurich-
ten ist eine Institution unter Vorsitz
einer Beauftragten fiir Frauenfragen,
gegen Diskriminierung und Benach-
teiligung im Arbeitsleben und in der
Gesellschaft. Sie hat das Recht und
die Pflicht, Diskriminierungsmafnah-
men aufzuheben, notfalls iiber die
Gerichte. Jede Frau kann sich an die-
se Stelle wenden.

— Gerichtsverfahren unter dem Vorsitz
von weiblichen Richtern zum Schutz
der betroffenen Frauen, die oft noch
unter dem Schock der Straftat stehen.

— Strafrechtliche Verfolgung der Ver-
gewaltigung und Gewalt in der Ehe.
Nur weibliche Beamte soliten die
Vernehmungen durchfiihren.

— Zur medizinischen Versorgung miis-
sen auch nachts Frauenirztinnen im
Notdienst zur Verfiigung stehen.
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9. Kinder

Die Miitter oder Viter, die sich aus er-
zieherischer Verantwortung iiberwie-
gend ihren Kindern widmen, gegebenen-
falls unter Verzicht auf die Ausibung
ihres Berufes, leisten eine Arbeit von
grofiter gesellschaftlicher Bedeutung.
Damit die spitere Entwicklung des Kin-
des ungestort verlaufen kann, solite in
den ersten Jahren moglichst kein Wech-
sel der Bezugspersonen stattfinden. Da-
rum fordern wir entsprechende Ange-
bote hauswirtschaftlicher und pidago-
gischer Ausbildung und ein Erziehungs-
gehalt. Zusdtzlich fordern wir eine
Lockerung der Adoptionsgesetze.

Berufstitige Eltern, deren Kinder
krank sind, stehen im Jahr nur wenige
Tage bei vollem Lohnausgleich zur Pfle-
ge ihrer Kinder zur Verfiigung. So bleibt
der Mutter oder dem Vater hiufig keine
andere Moglichkeit, als ihren Urlaub zu
opfern oder Lohneinbufien hinzuneh-
men, um das Kind zu Hause zu versor-
gen.

Darum fordern wir:

Entsprechende  hauswirtschaftliche
und piddagogische Ausbildung.

Ein Erziehungsgehalt fiir den Eltern-
teil, der zugunsten eines Kleinkindes
auf die Berufsausiibung verzichtet.
Die Moglichkeit fiir Miitter und Vi-
ter, ihre kranken Kinder beil voliem
Lohn- bzw. Gehaltsausgleich zu pfle-
gen.

Den Ausbau ausreichender und fiir
kleine Einkommen kostenloser Kin-
dertagesstitten.

Staatliche Unterstiitzung von Eltern/
Kind-Initiativen.

Einrichtung von Beratungsstellen und
Elternseminaren,



6. Mutter-
schutz

Der knapp bemessene Mutterschutz von
6 Monaten bietet den berufstitigen
Frauen bei der heutigen Arbeitsbela-
stung keinen ausreichenden Schutz.

Deshalb fordern wir:

— Zeitliche Ausweitung des Mutter-
schutzes.

-- Die Moglichkeit fiir einen der beiden
Elternteile, 18 Monate bei vollem
Lohnausgleich sich der Erziehung des
Kindes zu widmen, .

— Bessere medizinische und klinische
Betreuung und Versorgung von
schwangeren Frauen, von Mittern
und Siuglingen.

- Schaffung von mehr Beratungsstellen,
verstirkte Ausweitung der Schwan-
gerschaftsberatung und Verbesserung
der Untersuchungen,

— Kostenlose Aufkliarung und Tests
auch vor der Schwangerschaft.

— Die Forderung des Tages-Miitter-
Viter-Modells.

— Umfassende gesellschaftliche Hilfen
fur alleinerziehende Mitter und Vi-
ter.

— 14-tagigen Bildungsurlaub fur Teil-
nahme an Kursen fir berufstitige
Miitter und Viter zur Vorbereitung
auf das zu erwartende Kind.

7. Schwanger-
schaft
(§ 218)

In der Frage der Schwangerschaftunter-
brechung geraten zwei wesentliche Ziele
der GRUNEN in Widerspruch mitein-
ander: einerseits entschieden fiir das
volle Selbstbestimmungsrecht von Frau
und Mann einzutreten, andererseits
das menschliche Leben in allen Berei-
chen zu schitzen.

Sich fiir den Schutz des Lebens, an
erster Stelle dem menschlichen, einzu-

setzen, fiir die Weiterentwicklung der
Menschheit Sorge zu tragen, das macht
aber zugleich notwendig, sich dafiir ein-
zusetzen, dafy das werdende Leben in
eine moglichst gliickliche und menschen-
wiirdige Zukunft hineinwachsen kann.
Dies sicherzustellen darf nicht nur von
den Moglichkeiten der einzelnen Familie
abhingig sein, sondern erfordert um-
fangreiche gesellschaftliche und staat-
liche Unterstiitzungsmafinahmen.

Die Schwangerschaftsunterbrechung
kann als eine Frage der moralischen
Einstelung und der persOnlichen Le-
bensumstinde nicht Gegenstand juristi-
scher Verfolgung sein. Sie sollte durch

Aufklirung, materielle und gesellschatt-

liche Hilfen sowie durch Einfihrung

weiterer Methoden  der Geburtenkon-
trolle uiiberfliissig gemacht werden.

Wir fordern:

— Volle Ubernahme der Abtreibungsko-
sten durch die Krankenkasse.

— Sichere und unschadliche Verhiitungs-
mittel fiir Frau und Mann und deren
kostenlose Abgabe.

— Keine Bevormundung und Diskrimi-
nierung der Frauen durch Staat und
Arzte.

— Keine Strafverfolgung und Einschiich-
terung von Frauen und Arzten, die
abgetrieben haben.
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V.3 Kinder und Jugendliche |
(Dieser Teil des Programms
wird noch iiberarbeitet.)




V.4 Alte Menschen

Abschieben in Altersheime, Isolierung
von der sozialen Umwelt und zweitkias-
sige Behandlung ist heute das Schicksal
vieler alter Menschen.

Wir treten ein fiir ein menschenwiirdiges-

Altwerden:

— Rechtliche, soziale und auch bauli-
che Voraussetzungen miissen geschaf-
fen werden, um ein Zusammenleben
von verschiedenen Generationen zu
ermoglichen,

— Fir die Eingliederung der kranken
alteren Menschen ist die stationare
Versorgung in Wohnnihe ndtig und
ein Heimhelferdienst, der sie ambu-
Jant und medizinisch pflegt, berit
und soziale Hilfe bietet,

— Fiir die Einrichtung von Tagesstdtten,
in denen dltere Menschen sich schép-
ferisch betdtigen kénnen und wo
ebenfalls eine medizinische Behand-
lung moglich ist.

— Fiur eine flexible Altersgrenze ab 55
Jahren sowie fiir eine vorherig ge-
staffelte Herabsetzung der Arbeits-
zeit fiir ditere Menschen. Um einen .
,,Pensionsschock** zu vermeiden,
mufl auch eine Titigkgit tUber die
Altersgrenze hinaus moglich sein.

— Rentner sollen ein unversteuertes
Einkommen erhalten, das den Min-
deslohn fiir Arbeitnehmer nicht un-
terschreitet.
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V.5 Soziale Randgruppen

Konsequentes Eintreten fiir die Belange
der Minderheiten in unserer Gesellschaft
ist ein Hauptanliegen der GRUNEN.
Vorurteile und Diskriminierungen, wie
sie heute noch in vielen Gesetzen und
Ausfiihrungsbestimmungen von Behor-
den und Verwaltungen existieren, basie-
ren einerseits auf Unkenntnis und an-
dererseits auf bewufiter Unterdriickung
sog. Randgruppen.

Neben dem Recht auf Selbstverwirk-
lichung nationaler Minderheiten, die

u.a. ihre kulturellen und religiésen Eigen-
arten auch durch eine Selbstverwaltung
erhalten sollten, treten wir ein gegen die
Benachteiligung von Auslindern, Behin-

" derten und Kranken, die aus der Gesell-

schaft ausgegliedert werden und ledig-
lich als Kostenfaktor Beriicksichtigung
finden und wie die alten Menschen in
Heime abgeschoben werden. Homo-
sexuelle werden in allen Bereichen des
Lebens diskriminiert und ebenso wie
chemalige Strafgefangene und Roma/

Sinti (,,Zigeuner*) in Auflenseiterpo-
sitionen gedrangt.

Die Gruppen, die im folgenden er-
wihnt werden, sind nur beispielhaft
aufgefihrt, sie lassen sich um eine be-
liebige Zahl benachteiligter Gruppen
erweitern,

Die GRUNEN sind gegen jede Form
gesellschaftlicher Benachteiligung und
treten fiir das Recht auf Selbstbestim-
mung, Selbstverwaltung und Selbstver-
wirklichung ein.

1. Gegen die Diskriminierung
von Ausiandem

Fir die GRUNEN sind die vielen aus-
landischen Arbeiter und ihre Familien-
angehorigen in der BRD ein wichtiger
und ebenbiirtiger Teil der hiesigen Be-
volkerung., Wir wenden uns gegen ihre
Benachteiligung, wie z. B. durch zeitlich
begrenzte Arbeits- und Aufenthaltser-
laubnis.

Wir fordern, dafl die auslandischen
Kollegen und ihre Familien auf Wunsch
mit allen Biirgerrechten unserer Gesell-
schaft ausgestattet werden (Freizugig-
keit, freie Wahl des Arbeitsplatzes, freie
politische Betitigung).

Weiter fordern die GRUNEN:

— Dem Treiben skrupelloser Menschen-
hiandler, die mit der Anwerbung und
Vermittlung auslindischer Arbeiter
Geschifte machen, muf8 per Gesetz
Einhalt geboten werden.

2.

— Keine Eingriffe in laufende Arbeits-

verhdltnisse, Gleichberechtigung mit
Deutschen bei der Arbeitsvermittlung
und Arbeitsforderung durch die Ar-
beitsamter.

— Freie politische Betitigung {ir alle

demokratischen. Organisationen von
Ausliindern.

~ Keine Abschiebung oder Abweisung

von politisch verfolgten Auslindern.

-~ Keine Zusammenarbeit westdeutscher

und ausliandischer Geheimdienste zur
Bespitzelung von Auslindern, son-
dern Unterbindung aller Aktivititen
auslandischer Geheimdienste m der
Bundesrepublik.

— Verbot aller Aktivitdten von faschi-

stischen und anderen Terrororgani-
sationen.

— Ungehinderte Selbstorganisation der

Auslinder und freie Arbeit ihrer Ver-
tretungsorgane. Wir treten fiir eine

ungehinderte und gleichberechtigte
Mitarbeit auslindischer Kollegen in
den Gewerkschaften ein.

— Die GRUNEN fordern das Wahlrecht
fir auslindische Mitbiirger im kom-
munalen Bereich von Beginn ihres
Aufenthaltes an. Auf Landes- und
Bundesebene sollte das Wahlrecht
(aktiv und passiv) nach funf Jahren
Aufenthalt in der BRD zuerkannt
werden,

— Der Benachteiligung auslandischer
Kinder in den deutschen Schulen
durch die verschiedensten Faktoren,
z.B. Sprachschwierigkeiten, muf} end-
lich ein Ende gesetzt werden.

— Auslindische Kinder sollten zusiitz-
lich Unterricht in ihrer Mutterspra-
che bekommen.

— Auslindische Kinder sollen das Recht
bekommen, auf Antrag die deutsche
Staatsbiirgerschaft zu erwerben.

von Roma/Sinti (,..Zigeuner-)

Nach den Verfolgungen wihrend des

,,Dritten Reiches™ war die Lage der

Roma/Sinti nach dem Zweiten Welt-

krieg durch Behordenwillkiir, Vorent-

haltung von demokratischen Rechten
und Zwangsansiedlung gekennzeichnet.

Um dieser Minderheit in Zukunft den

Erhalt ihrer Eigenart zu garantieren und

ihnen eine ihser Kultur entsprechende

Selbstverwirklichung zu ermdglichen,

fordern die GRUNEN:

— Riickhaltlose Entschidigung der Ro-
ma/Sinti fir erlittenes Unrecht wih-
rend des ,Dritten Reiches* und in
den Konzentrationslagern.

— Keine Zwangsansiedlung der Roma/
Sinti, denn dadurch wiirden die Ei-
genarten dieses Volkes vollends zer-
stért werden,

— Die Beendigung der zum Teil schika-
ndsen Behandlung durch Verwaltun-
gen und Behorden und der polizei-
lichen Uberwachung.

— In allen Ausschiissen und Institutio-
nen, in denen Entscheidungen uber
Roma/Sinti getroffen werden, sollen
Angehérige der Volksgruppe pariti-
tisch beteiligt sein.

— Einrichtung von Organen,
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in denen

— Forderung der

neben Vertretern der nomadisieren-
den Roma/Sinti Vertreter von Regie-
rungen und Verwaltungen sitzen, um
iber die Verbesserung der sozialen
und gesundheitlichen Lage zu bera-
ten.

Zusammenschlisse
und kultureller Aktivititen der deut-
schen Roma/Sinti. Daneben Aner-

kennung als ethnische Minderheit mit
eigener Sprache, Kultur -und Tradi-

tion, die seit Jahrhunderten in
Deutschland lebt.

~ Schulméglichkeiten zu schaffen, die
der Lebensweise der nomadisieren-
den Roma/Sinti gerecht werden.

— Hilfe zur Selbsthilfe fiir bedurftige
Roma/Sinti, die sich an den kultu-
rellen Eigenarten orientiert.

— Erginzung der Gesetze, so daf} Fah-
rende die gleiche soziale Sicherheit
erhalten kOnne wie Ansissige.




Gegen die Diskriminierung
von sexuelien AuBenseitem

."-I‘ :

In unserer Gesellschaft gibt es nicht nur
eine Unterdriickung und Tabuisierung
von Homosexualitit, sondern von Sexu-
alitit iiberhaupt. Aufgrund der Erkennt-
nisse der modernen Sexualwissenschaft
sind wir jedoch ebenso wie eine wach-
sende Anzahl aufgeschlossener Men-
schen der Auffassung, dafl Homosexu-
alitit und Heterosexualitit gleichwerti-
ge Ausdrucksformen menschlicher Sexu-
alitdt sind. Eine strafrechtliche Sonder-
behandlung lehnen wir daher grund-
sdtzlich ab.

Insbesondere fordern wir: }

— Der entgegen weit verbreiteter An-
sicht noch immer bestehende § 175
mufl ersatzlos aus dem Strafgesetz-
buch gestrichen werden.

— Daesaber seit Anfang dieses Yahrhun-
derts bereits im strafrechtlichen Vor-
feld die sog. , Rosa Listen** gibt, in
denen Homosexuelle erfadt werden,
fordern wir die sofortige Vernichtung

dieser Listen bei den einschligigen
Behorden und das Verbot von Razzi-
en zur Erfassung Homosexueller. Dar-
iiber hinaus miissen dje iiberlebenden
schwulen KZ-Opfer, die sog. ,,Rosa-
Winkel-Hiftlinge*, endlich rehabili-
tiert und unverziiglich entschidigt
werden. Die Geschichte verpflichtet
uns aber auch, Ausléndern, die heut-
zutage noch wegen ihrer sexuellen
Orientierung in jhrer Heimat exi-
stentiell bedroht werden, ebenso wie
politisch Verfolgten Asylrecht zu
gewihren.

— Demgegeniiber sind homosexuelle
Frauen von anderen Formen der
Diskriminierung betroffen. Sie wer-
den zwar nicht strafrechtlich ver-
folgt, hingegen gesellschaftlich dop-
pelt diskriminiert: als Lesben und als
Frauen. Neben der sozialen Achtung,
die auch homosexuelle Minner tig-
lich erleben, werden sie — wie ande-
re Frauen — z.B. im Beruf benachtei-
ligt. Dariiber hinaus wird die weib-
liche Sexualitdt schlechthin in unse-
rer Gesellschaft nicht als gleichwertig
akzeptiert.

— Homosexuelle Minner und Frauen
haben oft Schwierigkeiten im Eltern-

haus, bei der Wohnungssuche und

auch am Arbeitsplatz, wenn ihre Ho-

mosexualitdt dort ,entdeckt wird.

Um dazu beizutragen, dafl mit jeg-

licher Benachteiligung nur wegen der

sexuellen Orientierung Schlufl ge-
macht wird, fordern wir als ersten

Schritt die Schaffung von Antidiskri-

minierungsgesetzen, u.a. mit den fol-

genden Punkten:

a) Die sexuelle Orientierung und of-
fenes Auftreten als Schwuler oder
als Lesbe darf kein Kiindigungs-
grund in Miet- und Arbeitsver-
hiltnissen sein.

b) Keinerlei Benachteiligung fiir Un-
verheiratete im Familien-, Erb-,
Steuer- und Strafrecht.

¢) Lesbischen Miittern und schwulen
Vitern darf nicht bei der ,Ent-
deckung“ ihrer Homosexualitat
das Sorgerecht fir ihre Kinder
entzogen werden.

d) Scheidungserleichterung fiir Les-
ben, wenn sie ihre Homosexuah-
tit feststellen,

¢) Keine Diskriminierung bei Adop-
tionswunsch von Schwulen und
Lesben.

f) Um antihomosexueller Hetze zu
begegnen, miissen Betroffene Mog-

- lichkeiten der Selbstdarstellung in
den Medien erhalten.

g) Streichung des Krankheitsbegriffs
,,Homosexualitit* aus den deut-
schen Registern der Weltgesund-
heitsorganisation (WHQ), in denen
simtliche Krankheiten verzeichnet
sind.

Die geistige Grundlage dieser Gesetze
sollte auch Eingang ins Grundgesetz fin-
den. Deshalb fordern wir folgende An-
derung des Artikels 3, Abs. III, GG:
,,Niemand darf wegen seines Geschlechts,
SEINER SEXUELLEN ORIENTIE-
RUNG, ... benachteiligt oder bevorzugt
werden.*

Weil Homosexuelle oft als Kranke an-
gesehen werden, wird drztlicherseits im-
mer noch versucht, sie mit Psychochi-
rurgie, Elektroschocks u.d. zu ,heilen®.
Wir. lehnen  diese , Therapien‘ grund-
sitzlich ab und fordern vielmehr, daf}

drztliche Behandlung darauf gerichtet
ist, die Selbstbejahung der Betroffenen
zu fordern. Eben dieses Ziel verfolgen
auch die vielfiltigen Schwulen- und Les-
bengruppen. Ihre Selbsthilfeeinrichtun-
gen gilt es, privat und 6ffentlich zu un-
terstiitzen.

Da die gesellschaftlichen Vorurteile
gegeniiber der Homosexualitit bereits in
der Erziehung der Kinder angelegt wer-
den. und z.B. im Sexualkundeunterricht
Homosexualitit — wenn iiberhaupt —
meist unter dem Thema , Perversionen*
abgehandelt wird, fordern wir eine
Sexualerziehung, die die Kinder und,
Jugendlichen dazu befdhigen soll, ihre

-Sexualitit frei und ohne Angste zu ent-

wickeln. Heterosexualitdt, Ehe und

Familie diirfen nicht als einzig mogliche

Lebensform dargestellt werden.
Anmerkung zum Beschlufitext zu

den §§ 174 und 176:

Zu diesem Beschluff konnte leider
auf dem Parteitag nicht gemeinsam dis-
kutiert werden. Auch an der Parteibasis
ist diese Frage bisher teilweise nicht
oder nur wenig diskutiert worden. Dies
ist weder im Sinne der Betroffenen,
noch der Antragsteller, noch der Partei
insgesamt. Deshalb meinen wir, daB
Abs. 521 folgendermafien zu verstehen
ist: er ist ein Auftrag an die Partei in
allen Gliederungen, sich mit den Auswir-
kungen dieser Straftatbestinde intensiv
auseinanderzusetzen. Durch diesen Auf-
trag ist das Ergebnis dieser Diskussion
natirlich nicht festgelegt. Es wird eine
Kommission gebildet, die Hilfestellung
bei der Diskussion gibt. Gerade im Hin-
blick auf die berechtigten Sorgen und
Angste, die sich mit diesem Themenbe-
reich verbinden, halten wir es fiir not-
wendig, daf auf einem der nichsten Par-
teitage unter Beteiligung von Betroffe-
nen und Fachleuten dieses Thema aus-
fiihrlich behandelt wird .

Der Beschlufitext lautet:

— Die §§ 174 und 176 StGB sind so zu
fassen, dafl nur Anwendung oder An-
drohung von Gewalt oder Mifibrauch
eines Abhingigkeitsverhiltnisses bei
sexuellen Handlungen unter Strafe zu
stellen sind.
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V.6 Bildung und Forschung

1. Bildung

Schule bietet heute Notendruck, Kon-
kurrenz, Duckmiusertum, Schulstref,
Lernunwilligkeit, Angst vor dem Ver-
sagen und Auswirkungen bis zum Selbst-
mord, iiberfiilite Schulklassen und Un-
terrichtsausfall bei gleichzeitiger Lehrer-
arbeitslosigkeit. Die gegenwirtige Schul-
und Hochschulbildung, die den Typ des
angepafdten Biirgers und Technokraten
fordert, mufd verstirkt um Bereiche er-
ginzt werden, die fur die Entwicklung
der Gesamtpersonlichkeit unerldfilich
sind. Dazu gehort die geistige, soziale
und ethische Bildung und auch die Ent-
wicklung der praktischen, korperlichen
und insbesondere der schopferischen Fi-
higkeiten, die der seinem Wesen nach
auf Kreativitit angelegte Mensch braucht.
Dazu gehort auch die Erziehung zu ¢ko-
logisch bewufdtem und daritber hinaus
zu sozialem und demokratischem Han-
deln, zu Solidaritit und Toleranz gegen-
tber Mitmenschen und anderen Volkern.

Wir GRUNEN setzen uns fir folgende
Ziele ein:

Strukturen der Schulen

— Uberschaubare Schulen, die Eltern,
Lehrer und Schiiler gleichermafien
verantwortlich gestalten.

— Gleichberechtigung aller Schulen in
freier Triagerschaft bzw. Alternativ-
schulen (Waldorfschulen, Glocksee-
Schule, Tvind usw.}), um die positi-
ven Erfahrungen dieser Schulen auch
in staatlichen Schulen zu nutzen. Die
Gesetze und behordlichen Auflagen
miissen fur die Errichtung von Al-
ternativschulen vereinfacht werden.

— Ein einheitliches, integriertes Schul-"
wesen, d.h. alle Jugendlichen werden!
bis zur 10. Klasse ausgebildet, alle
erhalten eineneinheitlichenAbschluf3,
zu dem hin sie individuell geférdert
werden,

— Kleinere Klassen, was kurzfristig da-
durch erreicht werden kann, daf§ ar-
beitsiose Lehrer angestellt werden.

— Ausbau der Erwachsenenbildung bis
zu anerkannten Abschliissen, mit aus-
reichender finanzieller Forderung.

Lehrinhalte der Schulen

— Praxisbezogenes Lernen fiur Lehrer
und Schiler in Handwerk, Industrie
und Landwirtschaft, um die Tren-
nung von Lern- und Arbeitswelt zu
VerTingern.

— Die Schiiler miissen aus der Schule

raus — lebendige Wirklichkeit in die
Schule rein! Die Trennung von Schu-
le und Freizeit mufl aufgehoben wer-
den. Musik, Theater, Malen, Werken
und Spiel miissen ihren Platz in der
Schule finden.

— Denken in vernetzten Systemen als
durchgidngiges Unterrichtsziel, um
das Verstindnis von ¢kologischen
Kreisldufen und sozialen Zusammen-
hingen und Gegensitzen zu fordern.
Die Schule soll die Schiiler in die La-
ge versetzen, die den gesellschaftli-
chen und individuellen Konflikten
zugunde liegenden Interessen zu
durchschauen. Sie sollen die Fihig-
keit bekommen, zwischenmenschli-
che Konflikte auf solidarische Weise
zu losen, eigene Interessen zu formu-
lieren und ihnen durch gemeinsames
Handeln Nachdruck zu verleihen.

Freies Lernen und Lehren

— Erhaltung und Erweiterung der Mog-
lichkeiten zu einer vielseitigen Bil-
dung und Ausbildung fur alle Men-
schen ohne Riicksicht auf Herkunft,
Geschlecht und Lebensalter.

— Anerkennung der Ausbildungsab-
schliisse von Lehrenden und Lernen-
den in allen Bundeslandern.

— Vollstiandiger Abbau der Zulassungs-
beschrinkungen an Hochschulen.

— Forderung von politischen Aktiviti-
ten der Schiiler (Schiilerzeitung, po-
litische Gruppen usw.).
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2. Forschung

Die Ergebnisse der Forschungen in den
zweckgebundenen oder angewandten
Wissenschaften haben die Umwelt so
verindert, daf} die Grenzen unserer Mog-
lichkeiten zunehmend aufgezeigt wer-
den. Die angewandten Wissenschaften

diirfen nicht nur vordergriindigen Wirt-.

schaftsinteressen dienen. Die Verfilzung
von Interessen vor allem der Grofindu-
strie mit Politik, Verwaltung und Wis-
" senschaft muf} energisch abgebaut wer-
den.

Das Hochschulrahmengesetz schreibt
die politische Disziplinierung der Stu-
denten und ihrer Vertretungsorgane, die
totale Verschulung des Studiums sowie
die Verschlechterung der sozialen Lage
der Studenten fest.

Die GRUNEN setzen sich ein fiir:
Mitbestimmungsrechte fiir alle Wis-
senschaftler an staatlichen und pri-
vaten Forschungseinrichtungen.

Die Einrichtung von Kommissionen
von Wissenschaftlern und Biirgerver-
tretern, die Informationen dariiber
erarbeiten sollen, welche Folgen
einzelne Projekte langfristig fiir Oko-
logie und Leben haben. Die Tenden-
zen der Forschung und technischen
Entwicklung miissen verstarkt fir
die Offentlichkeit durchschaubar ge-
macht werden, um so eine fundierte
politische Willensbildung auch in die-
ser Hinsicht zu ermdglichen.

Stiarkere Férderung der Erforschung
Skologischer Zusammenhinge und
sozialer Strukturen und deren wech-
selseitige Beziehungen durch unab-
hiangige Institute.

Alle Bestrebungen und Initiativen,
die eine freie politische und wissen-
schaftliche Betdtigung an den Hoch-
schulen und eine Wissenschaft im
Dienst von Mensch und Natur durch-
setzen wollen.
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V.7 Kultur

Die Voraussetzungen fiir kulturelles Tun
und Erleben der Menschen sind sehr
unterschiedlich und von folgenden Be-
dingungen wesentlich abhingig:

a) Die Arbeitswelt kann das Verhiltnis
zur Kultur fordern (in kreativen, ab-
wechslungsreichen, anregenden und
kommunikativen Berufen), sie kann
ihr unbestimmt gegeniiberstehen oder
sie kann sie zerstéren (bei einténigen,
einseitigen und ermiidenden Arbeits-
bedingungen).

b) Um Zugang zu den vielfdltigen und
recht unterschiedlichen Formen der
Kultur zu gewinnen, mufl man ange-
messen iber sie informiert und zu
ihrem Verstindnis angeleitet worden
sein,

Soll also jeder gleiche Chancen im
kulturellen Bereich haben, so miissen
gleich gute Bedingungen in der Arbeits-
welt und gleich gute Bildung fiir alle
angestrebt werden.

Die staatlich gefoérderte Kultur hat
wenig mit den Lebensbediirfnissen und
Interessen der Menschen zu tun, Zudem
sind die Kultureinrichtungen in den
Zentren der Ballungsrdume konzentriert,
so daf} die Menschen in den Stadtteilen
und vor allem auf dem Land von ihrer
Nutzung nahezu abgeschnitten sind, Was
tiber die Massenmedien an Kultur ange-
boten wird, hat Uiberwiegend sehr wenig
mit ithren konkreten Interessen zu tun
und fordert nicht die Phantasie und den
Spafd der Menschen an eigener kulturel-
ler Tétigkeit.

Besonders negativ zu beurteilen ist
die Entwicklung einer Kulturindustrie:
— well sie die Verbindung zwischen

Kulturschaffenden und -aufnehmen-

den abreifit und so den bloflen , Kul-

turkonsum*‘ entwickelt,

— weil sie sich mit kultureller Unterent-
wicklung durch harte Arbeitsbedin-
gungen und Bildungsriickstand arran-
giert,

— weil sie eine grofie Zahl von Men-
schen in weitgehender Passivitit hilt,

— und weil sie den Starkult und die
Kulturvermarktung férdert.

Neben dem professionellen Kulturbe-
trieb besteht eine demokratische kultu-
relle Bewegung an der Basis: sie ist fiir
viele gesellschaftliche Gruppen eine
wichtige Moglichkeit, sich zu artikulie-
ren. Viele Menschen in dieser Bewegung
beginnen sich auch dagegen zu wehren,
bloffe Konsumenten des staatlichen
Kulturbetriebs zu sein. Sie haben be-
gonnen, z.B. in den Freundschaftshiu-
sern, auf Stadtteilfesten usw. eigene Mu-
sik, Bilder, eigenes Theater zu machen;
Sachen, die ihnen Spafl bereiten und
Ihnen niitzen. Ein wichtiges Merkmal
der Basiskultur ist aber das Bestreben,
die Trennung zwischen Produzenten
und | Kultur-Konsumenten* aufzuhe-
ben. Dieser Arbeit werden zu wenig
Mittel zur Verfiigung gestellt und sie ist
oftmals Gegenstand von Behinderungs-
versuchen durch Kulturpolitiker aus den
etablierten Parteien und durch etablierte
Presseorgane. ]

Wenn Kulturarbeit einen wesent-
lichen Beitrag zur kulturellen Selbst-
verwirklichung der gesellschaftlich Be-
nachteiligten leisten soll, muf} sie aber
frei sein von Unterdriickungsmechanis-
‘men.

Die Forderungen und Ziele der GRU-

NEN sind:
Die klassischen Kulturinstitute wie
Museen, Bibliotheken, Theater, Kon-
zertsile usw., ergdnzt durch kom-
munale Kinos, miissen mehr als bis-
her die Bediirfnisse und Alitagspro-
bleme der Bevélkerung beriicksich-
tigen und ihre Aktivititen aus toten,
unbewohnten Grof3stadtzentren mehr
in lebendige Stadtteilzentren bzw.
lindliche Zentren verlegen.

— Da die Bewohner lindlicher Gebiete
nach wie vor im Nachteil sind, miis-
sen erheblich mehr Mittel als bisher
in die Arbeit von Wanderausstellun-
gen, mobiler Bibliotheken und Spie-
lotheken, Wandertheater, kommuna-
ler Wanderkinos und reisender Musik-
gruppen und Orchester investiert
werden. Alternative Kulturarbeit, die
dazu anregt, Uber kulturelle Formen
und Inhalte nachzudenken, bei der
mdglichst viele Menschen beteiligt
sind, bei der zwischen Akteuren und
Aufnehmenden rege Mitteilungen
stattfinden und die von kommerziel-
len Interessen unabhingig ist, muf
stark geférdert werden. Dies gilt be-
sonders fijr sich entwickelnde Kom-
munikationszentren in Stadtteilen
und lindlichen Zentren.

— Besondere Forderung soll Kulturar-
beit erhalten, die Kinder, Jugendliche,
Frauen und &ltere Menschen sowie
Auslander, Haftentlassene, Suchtge-
fihrdete und andere Minderheiten
einbezieht und anspricht. '

— Der Schwerpunkt der Denkmalspfle-
ge soll mehr als bisher vor der Erhal-
tung nur einzelner historischer Kost-
barkeiten auf die Erhaltung und Pfle-
ge ganzer Kulturlandschaftsteile und
Straflenziige libergehen, zu deren Ge-
schichtlichkeit und Bedeutung die
Menschen der Umgebung ein Verhilt-
nis gewinnen kénnen. Die Beteiligung
der Bewohner an der Planung und
der Informationsaustausch mit ihnen
tiber historische Hintergrinde muf
verstirkt werden. Entsprechendes gilt
fur Kunst im offentlichen Raum.

— Kulturelle Tétigkeit darf in keinem
Fall staatlich behindert, zensiert oder
verfolgt werden,

— Der Kulturetat zur vorrangigen For-
derung der ,Basiskultur und zur
Schaffung eines breiten und dezen-
tralen kulturellen Angebotes fiir die
Bevolkerung mufl wesentlich erhdht
werden.




v.8 Medien

Der Artikel 5 des Grundgesetzes: , Jeder
hat das Recht, seine Meinung in Wort,
Schrift und Bild frei zu duflern und zu
verbreiten mufd uneingeschrinkt fiir
alle Menschen in diesem Lande gelten.
Alle Gesetze, die die Freiheit des Wortes
einschrinken, miissen abgeschafft wer-
den. Jede Demokratie mufd sich an der

Verwirklichung dieses Grundrechts mes-

sen lassen.

Marktwirtschaftliche Prinzipien in
der Presse fithren dazu, daf} kleinere Zei-
tungen von groflen kapitalstarken Blit-
tern verdringt werden, oder daf} unab-
hidngige Blitter sich zu Informations-
und Verlagsgemeinschaften zusammen-
schlieBen miissen. Eine umfassende und
kritische Berichterstattung findet immer

weniger statt. Um eine tatsichliche Mei-
nungsvielfalt wieder herzustellen, mufy
ein besonderes Kartellrecht geschaffen
werden, das Monopole und Vereinheit-
lichungen bei Zeitungen verhindert. Es
soll auch riickwirkend angewendet wer-
den konnen. Die staatliche Hilfe fir
notleidende Zeitungen muf} ausgeweitet
werden. Wir werden die lokale alternati-
ve Presse unterstiitzen.

Die Unabhingigkeit von Zeitungsre-
daktionen von Weisungen der Verleger
mufd gesetzlich garantiert werden (Re-
daktionsstatut). Die Moglichkeiten zur
Kiindigung von Redakteuren miissen er-
heblich erschwert werden, damit nicht
von daher Druck auf die Meinungsfrei-
heit der Redakteure ausgeiibt werden
kann.

Der Einflufs von wirtschaftlich star-
ken Gruppen wie von politischen Par-
teien auf die Programmgestaltung von
Funk und Fernsehen wie auf den Inhalt
der Zeitungen muf} verringert werden,

Das System der 6ffentlich-rechtlichen
Medien muf} grundsitzlich erhalten blei-
ben. Funk- und Fernsehsender in pri-
vater Hand bleiben verboten. Der muf}
auch fiir zukiinftiges Kabelfernsehen
gelten. Der NDR mu#f in seiner zur Zeit
bestehenden Form erhalten bleiben.

Die Offentlich-rechtlichen Medien
(Funk und Fernsehen) sollen allen
Gruppen der Gesellschaft ge6ffnet wer-
den. Auch Minderheiten sollen ver-
stirkt {iber die Medien auf ihre Proble-
me und Interessen aufmerksam machen
kénnen. Vorstellungen zur Verwirk-
lichung wire ein System wie in den
Niederlanden, wo bis auf Nachrichten
und politische Informationssendungen
ein Grofiteil des Programms von Sende-
vereinen erteilt wird, die jedermann
grinden und auf nicht-kommerzieller
Basis betreiben kann,

Die offentlich-rechtlichen Medien
miissen auf Werbung ganz verzichten.

Die zentrale Nachrichtenversorgung
durch nur wenige Agenturen iiberall in
der Welt hat zu einem ausgeprigten
Informationsmonopol gefiihrt. Wir hal-
ten es fiir bedenklich, wenn neue Satz-
techniken eingefiihrt werden, die Nach-
richten per Funk direkt setzen und da-
durch die Vereinheitlichungen von Nach-
richten weiter férdern. Zudem zerstdren
sie  Arbeitsplitze. Gleiche Gefahren
drohen von der Einfithrung der Bild-
schirmzeitung.

Durch Subventionspolitik und ge-
sdtzliche Regelungen muf’ der Druck
von Zeitungen allmidhlich weitgehend
auf Umweltschutzpapier erfolgen.

Langfristig miissen alle Zeitungsver-
lage eine Beteiligung der Beschiftigten
einfiihren,
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v.9 Umwelt und Gesundheit

1. Gesund-
heitspolitik

Die oOkologischen Bedingungen haben
sich qualitativ verschlechtert mit der
Vergiftung der Umwelt, der Nahrungs-
mittel und Gebrauchsgegenstinde und
durch den Kraftfahrzeugverkehr. Auch
die Belastungen des Industrielebens mit
seiner Nacht-, Schicht- und Akkordar-
beit sind durch die heute praktizierte
Medizin nicht mehr in den Griff zu be-
kommen.

Bereits heute stirbt jeder vierte
Mensch an Krebs, verursacht im wesent-
lichen durch die Umweltverseuchung
der 50er und 60er Jahre.

Entgegen anderslautender Auslegung
der offiziellen Statistiken sinkt die Le-
benserwartung. Chronische Krankheiten
machen inzwischen den grofiten Teil al-
ler Krankheiten aus.

Das wird wesentlich mitverursacht:

— durch eine menschenfeindlich ange-
wandte Technik in Biiro und Betrieb;

— durch Stdrung Okologischer Gleich-
gewichte, durch Luft- und Wasser-
verschmutzung,
lung, Lebensmitteldenaturierung, fal-
sche Ernihrung, Schwichung der

Selbstheilungskrifte durch Symptom-

therapie, seelischen Strefy, Entfrem-

dung von sinngebenden menschlichen

Beziehungen, iibermifligen Arznei-

mitteleinsatz und Drogenmif3brauch.

Die heutige Gesundheitspolitik ver-
mag viele Krankheiten nicht auszuhei-
len, sondern kann sie mit medizinischen
Methoden und Medikamenten hochstens
unterdriicken und nimmt dabei zusdtz-
lich die letzten Abwehrkrifte. Sie dient
in den meisten Fillen dazu, die Men-
schen kurzfristig wieder ,fit“ zu ma-

radioaktive Strah-.

chen. Immer mehr Maschinen bestim-
men den Ablauf der Diagnostik und
Therapie. Die Bedienung dieser Maschi-
nen wird schon wichtiger ggnommen als
die Betreuung kranker Menschen. Der
kranke Mensch ist das Objekt, ohne
EinfluB, hilflos dieser Gesundheits-
politik ausgeliefert.

Die Krifte, die unsere Gesundheit
und eine gesunde Umwelt zerstdren,
sind die gleichen, die das gegenwirtige
wirtschaftliche System antreiben. ’

Das Gesundheitswesen ist in den
letzten Jahrzehnten zum Industriegi-
ganten entwickelt worden. Gefordert
wird zur Zeit nur, was rationelle; appa-
rative, automatisierungsfihige Dienst-
leitungen und Gewinn verspricht. Ge-
sundheitsprobleme diirfen nicht losge-
16st von der Umwelt, den Arbeits-,
Wohn-, Freizeit- und Lebensbedingun-
gen betrachtet werden. Umweltbedin-
gungen sind heute Ursachen von vielen
Massenerkrankungen: Lungenkrank-
heiten, Erkrankungen der Bewegungs-
organe, Lirmschwerhorigkeit, Haut-
Magen- und Darmerkrankungen, In-
fektionskrankheiten, Herz- und Kreis-
lauferkrankungen, Diabetes und diese
Krankheiten nehmen immer mehr zu.

Der Mensch mufS in den Mittelpunkt
einer anzustrebenden Ganzheitsmedizin

geriickt werden. Noch wichtiger ist

eine Gesundheitsvorsorge durch gezielte
Aufklirung des einzelnen, der durch ver-
besserte Kenntnisse und durch konse-
quente Hilfe zur Selbsthilfe fiir seine Ge-
sundheit verantwortlich werden kann.
Vorbeugen ist besser als heilen!

Eine vorbeugende Okologische Medi-
zin beruht auf der Erkenntnis, dafl der
grofite Teil der zivilisationsbedingten
Massenerkrankungen auf #duflere, d.h.
Umwelt und gesellschaftlich bedingte
Einflisse zuriickzufithren ist. Vorbeu-
gung kann nur betrieben werden, wenn
die Ursachen von Krankheiten im 6ko-
logischen Sinne geindert werden, Da-
neben mufd eine Gesundheitsaufklirung
iiber die wirklichen Ursachen haupt-
sichlich in der Schule und am Arbeits-
platz geleistet werden.

— Eine vorbeugende Medizin muf sich
befreien von wirtschaftlichen Eigen-
interessen, wie sie z.B. zum Aus-
druck kommen durch die Pharmain-
dustrie, die Werbung fiir Suchtmittel,
durch starke Standesorganisationen
und einer Medizin, die den Menschen
entmiindigt und auch seine Gesund-
heit beeintrichtigt. ’

— Oberstes Ziel mufl die Erhaltung von
Gesundheit und nicht die Besserung
von Krankheit sein. Verstirkt zu for-
dern sind daher sozial, dkologisch
und individuell bedingte Lebensbe-
dingungen, Lebensumstinde und
Verhaltensweisen, die die Gesundheit
begiinstigen.

— Wichtigster Umweltfaktor ist die
Nahrung. Die Erndhrung soll nicht zu
Ubergewicht fithren. Anstelle des
bisherigen - Angebots, stark denatu-
rierter Lebensmittel, wie z.B. In-
dustriezucker und Feinmehl ist das
Angebot natiirlicher Lebensmittel
zu fordern, wie z.B. natiirliche Ge-
miise und Vollkornbrot.

— Strengere Kontrollen gegen Mif’-
brauch von Pflanzen,schutz“mitteln
und Tierpharmaka, gegen Nebenwir-
kungen von Medikamenten und che-
mischen Produkten sind unerlifilich.

— Die Aufklirung iiber die Gefahren
durch unnoétigen Arzneimittelver-
brauch, Alkohol- und Nikotinmif3-
brauch ist zu verstirken. Die Wer-
bung hierfiir ist zu verbieten.

— Durch eine geniigende korperliche
Betitigung (z.B. Breitensport) sollte
die Leistungsfihigkeit moglichst lan-
ge erhalten bleiben.

— Der Biologieunterricht an den Schu-
len muf3 der Gesundheitserziehung
breiten Raum geben. Kurse an Volks-
hochschulen, in Kurbiddern und am
Arbeitsplatz sind besonders geeignet,
die erwachsene BevOlkerung zu er-
reichen.

— Gesetzgeber und Behdrden sind auf-
gerufen, der schleichenden Vergif-
tung von Umwelt und Lebensmitteln
Einhalt zu gebieten. Dies gilt ebenso
fur radioaktive _Strahlung durch
Atomanlagen wie fiir chemische
Schadstoffe in Industrie. und Land-
wirtschaft,

— Die Arbeitsplitze miissen humani-
siert werden durch Abbau von Stref,
Lirm, schadlichen Stoffen oder
Nachtarbeit.




Im Mittelpunkt einer umfassenden

Gesundheitpflege steht der ganze hilfs-
bediirftige Mensch!
— Okologische Medizin ist eine ganz-

heitliche  Medizin. Der kranke
Mensch mufl als verschiedenen Um-
weltbedingungen ausgesetztes Wesen
behandelt und als selbstbewufite,
selbstbestimmende Personlichkeit ge-
starkt und in das Zentrum der Be-
mithungen gestellt werden,
Okologische Medizin steht fiir Be-
handlungsmethoden, die die Abwehr-
krafte der Menschen férdern. Die Be-
handlung darf nicht, entsprechend
der Auffassungen der herrschenden
Medizin, nur das einzelne Organ be-
treffen.

Der Patient darf weder ein Versuchs-
kaninchen fur ,die Pharmaindustrie
noch ein Gegenstand fiir die Rentabi-
litdt kostspieliger Apparate sein.
Okologische Medizin muf’ daher ver-
meiden: Uberkonsum von Arznei-
mitteln, unniitze chirurgische Ein-
griffe, ibertechnisierte Grofskranken-
hiduser.

Eine Okologische Medizin wird sich
auch einsetzen miissen fiir mensch-
. lichere Arbeitsbedingungen in den
Krankenhiusern,

Im Gegensatz zu den Pflegeformen,
die wir mit einer 6kologischen Medi-
zinverbinden, entzieht die zunehmen-
de Arbeitsteilung, Spezialisierung
und Arbeitshetze (z. B. durch zu we-
nig Planstellen) dem Pflegepersonal
im Krankenhaus die Moglichkeit ei-
ner ganzheitlichen Pflege zum Wohl
des Patienten und zur eigenen beruf-
lichen Selbstverwirklichung.

Ebenso treten wir ein fiir eine Verin-
derung der ambulanten medizini-
schen Versorgung, die u. a. zum Ziel

hat, eine gleichmifigere und bessere
medizinische Versorgung zu gewihr-
leisten — gerade auf dem Land und
in drmeren Stadtteilen. Das heif3t
auch, daff es mehr Arzte geben mufy,
die anders, d. h. den Menschen ganz-
heitlich betrachtend, ausgebildet sind.
Gerade die amulante medizinische
Versorgung mufd die soziale und psy-
chische Seite von Kranksein zu ih-
rem Bestandteil machen. Auferdem
ist es auch ihre Aufgabe, zu einem
Arzt-Patienten-Verhiltnis  beizutra-
gen, das nicht von Unwissenheit und
der Abhingigkeit des Kranken ge-
pragt ist.

Das Vertrauen darf nicht durch Spei-
cherung von personenbezogenen Pa-
tientendaten in Computern gestort
werden, die nicht sicher gegen Mif-
brauch geschiitzt werden ko&nnen.
Okologische Medizin wird sich ein-
setzen fiir den Ausbau kleiner, be-
vOlkerungsnaher Krankenhiuser, fiir
ausreichende Ambulatorien, fiir die
Forderung von alternativen medizi-
nischen und ptlegerischen Projek-
ten und Behandlungsmethoden, fiir
natiirliche Heilmethoden, fir den ra-
dikalen Abbau des Konsums von
chemischen Arzneien und die An-
regung zu gesundheitserhaltenden
Lebensgewohnheiten.

Wir fordern die Erforschung des
,,Kunstfehlergeschehens“ in  der
Medizin und die Untersuchung seiner
sozialen Folgekosten.

Wir sind fiir die Einfithrung eines/
einer biirgernahen Patientenombuds-
mannes/-frau in Stadten und Kreisen.
Sie helfen bei der Kliarung der Sach-
lage und Vermittlung von Gutach-
tern im Falle drztlicher Fehler. Sie
sind nur dem Landtag verantwort-

lich und kOnnen sich an die Offent-
lichkeit wenden.

Wir fordern die verstirkte Erfor-
schung der Krankheitsursachen und
Mboglichkeiten der Krankheitsbewil-
tigung. Eine zentrale Gesundheits-
statistik ist notwendig (z. B. Krebs-
kataster).

Alle wirksamen Richtungen alterna-
tiver Medizin und Naturheilkunde
auch psychischer Behandlungsmetho-
den sind zu erforschen und zu nut-
zen. Hierzu gehort die Aufnahme
entsprechender Ficher in die Medi-
zinausbildung und die Einrichtung
alternativ arbeitender Kliniken.

Wir fordern eine Verbesserung der
Ausbildung und Weiterbildung der
Allgemeinirzte, die den gewachsenen
Anforderungen einer Basisversorgung
gerecht wird.

Arzt und Patient tragen in kritischer
Partnerschaft zur Heilung bei!
— Der Patjent darf umfassende Aufkli-

rung erwarten. Kritische Aufmerk-
samkeit bei der Behandlung ermog-
licht ihm erst, hinreichend an seiner
Heilung und Gesunderhaltung mit-
zuwirken,

Der Patient hat ein Recht darauf,
daf er oder ein von ihm benannter
Vertreter jederzeit Einsicht in die Be-
handlungsunterlagen nehmen kann.
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2. Psychiatrie

Die Zerstérung von Nachbarschaftskon-
takten, leblose Neubaugebiete, sinnent-
leerte Arbeit, wachsender Konkurrenz-
druck durch drohende Arbeitslosigkeit,
immer hohere Leistungsanforderungen
in der Schule, autoritirer Erzichung (oft
aus Hilflosigkeit), immer weniger Mog-
lichkeiten andere Menschen kennenzu-
lernen, und damit wachsende Isolation;
all dies fiihrt zu einer Zunahme der
psychosozial bedingten Krankheiten
(Alkoholismus, sogenannte Neurosen,
sogenannte Psychosen und sogenannte
psychosomatische Krankheiten).

Eine Psychiatrie im ©Okologischen
Sinne fordert eine Verbesserung der
ambulanten psychosozialen Versorgung,
u.a. durch mehr Beratungsstellen.

Betroffene sollen nicht in eine pas-
sive Patientenrolle gedringt, sondern
ihnen soll die Moglichkeit geboten wer-
den, zur Selbsthilfe zu finden.

Oft werden Patienten willkiirlich in
psychiatrische Anstalten und in ge-
schlossene  Abteilungen eingewiesen,
weil sie psychische Schwierigkeiten ha-
ben. Durch die Zustinde in diesen An-
stalten wird dazu beigetragen, dafy sol-
che Menschen erst wirklich psychisch
krank werden! So werden Menschen
in geschlossene Abteilungen eingewie-
sen, ohne sich iberhaupt dagegen weh-
ren zu koénnen. Ihre Rechte werden
stark eingeschrinkt.

Eine Psychiatrie im o©kologischen
Sinne wird MafBnahmen ergreifen, die
verhindern, daf® Menschen mit psychi-
schen Problemen in die Landeskranken-

hiuser abgeschoben werden. Landes-
krankenhduser und | Irrenanstalten®
soliten 1iberfliissig gemacht werden

durch Schritte zur Eingliederung in die
Stadtteile und Gemeinden. Moglichkei-
ten hierzu bieten Wohngemeinschaften
und integrierte Therapiezentren, in de-
nen gewdhrleistet wird, dafl die psy-
chisch kranken Menschen intensiv be-
treut werden und gleichzeitig der not-
wendige Kontakt zur Gesellschaft ge-
wihrleistet wird.
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3. Arzneimittel

Aus reiner Gewinnsucht werden Be-
vilkerung und Arzte mit verantwor-
tungsloser Werbung der Arzneimittel-
industrie tberschiittet. Durch Konkur-
renzkampf und den weltweiten Ex-
pansionsdrang der  Pharmaindustrie
kommen stindig neue Medikamente
auf den Markt, deren negative Neben-
wirkungen hiufig ihre Heilkraft uber-
treffen. Die unsinnig hohe Zahl von
gleichwirkenden Medikamenten ver-
hindert eine gezielte Anwendung. Kran-
kenhduser und Arztpraxen sind oft Ex-
perimentierfeld fir Medikamentenver-
suche an Patienten. Durch den Einfluf
der Arzneimittelindustrie werden Ver-
suche unternommen, die medizinisch

nicht mehr verantwortet werden kon-
nen. Heute miissen wir feststellen, dafd
ein immer groflerer Anteil des For-
schungsetats der Arzneimittelfirmen
in Wahrheit Werbekosten enthilt und
daf’ es keine unabhingigen Einrichtun-
gen zur Kontrolle von Arzneimitteln
gibt. Zusitzlich fordern wir mehr For-
schung iiber alternative Heilmittel.

Eine oOkologische Medizin wird sich
dafiir einsetzen, dafy Arzte die Moglich-
keit haben, sich alternativ und umfas-
send iiber Therapien — auch unabhingig
von Arzneimitteln — zu informieren.

Eine Okologische Medizin wird fiir
eine schirfere und umfassende Kon-
trolle von Arzneimitteln und gleichzeitig
fur die Kontrolle der Preispolitik der
Pharmaindustrie eintreten und die Arz-
neimittelflut einschrinken, Fiir Schi-
den, die aufgrund von nicht erforschten
oder gesundheitlichen Nebenwirkungen
entstehen, muf’l der Hersteller haften.

4. Behinderte

Die geistig und korperlich Behinderten
gehoren zu unserer Gesellschaft und
miissen ihren Platz in unserer Gesell-
schaft ausiiben kénnen. Sie diirfen nicht
linger aus dem Offentlichen Leben aus-
geschlossen werden, Wir wollen mit
ihnen zusammenleben.

Deshalb treten wir ein:

— Fiir das gemeinsame Wohnen mit
Behinderten.

— Fur ausreichende Ausbildungs- und
Arbeitsplitze behinderter Menschen
in allen Betrieben und Behorden,
auch in eigens dafiir eingerichteten
Werkstitten.

— Fiir die Gestaltung der dffentlichen
Verkehrsmittel und aller Gebédude,
so dafl sie miihelos fiir Behinderte
zuginglich sind.

— Fiir die grofziigige Forderung des
Behindertentransports, der kulturel-
len Bediufnisse und die Einrichtung
eines Helferdienstes.







	Inhaltsverzeichnis
	I. Präambel
	II. Wirtschaft und Arbeitswelt
	1. Die Krise des heutigen Wirtschaftssystems
	2. Grundlagen und Ziele grüner Wirtschaftspolitik
	3. Eine ökologisch und sozial ausgerichtete Wirschaft (dynamische Kreislaufwirtschaft)
	4. Arbeitswelt und Technologie
	5. Steuern, Währung und Finanzen. Dieser Programmteil wird noch überarbeitet
	6.Energie
	7. Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei
	8. Raumordnungs-. Siedlungspolitik und Verkehr
	9. Für partnerschaftlicheWirtschaftsbeziehungen mit den Völkern der "Dritten Welt"

	III. Außen-und Friedenspolitik
	1. Weltpolitik
	2. Europäische Friedenspolitik
	3. Partnerschaft mit den Völkern der "Dritten Welt"

	IV. Umwelt und Natur
	1. Umweltschutz

	2. Natur- und Landschaftsschutz
	3. Wasser
	4. Luft 
	5. Lärm

	6. Tier- und Pflanzenschutz (Artenschutz)

	7. Tierschutz

	V. Mensch und Gesellschaft
	1. Demokratie und Recht
	2.
 Frauen
	3. Kinder und Jugendliche 

	4. Alte Menschen
	5. Soziale Randgruppen

	6. Bildung und Forschung
	7. Kultur

	8. Medien

	9. Umwelt und Gesundheit




